
- 1 -

Sozialrecht für MigrantInnen und Flüchtlinge
- gesetzliche Neuregelungen ab 1.1.2005

Ausgewählte gesetzliche Regelungen mit den Änderungen durch
- das Gesundheitsmodernisierungsgesetz - GMG

(Änderungen im SGB V zum 01.01.2004),
- Hartz IV - Grundsicherung für Arbeitsuchende

(neues SGB II zum 01.01.2005, BGBl. v. 24.12.2003)
- das Gesetz zur Einordnung des Sozialhilferechts in das SGB

(neues SGB XII zum 01.01.2005, BGBl. v. 27.12.2003) sowie
- das Zuwanderungsgesetz

(neues AufenthG u.a., BGBl. v. 05.08.2004)
- das "Kommunale Optionsgesetz"

(Korrekturgesetz zu Hartz IV, BGBl. v. 05.08.2004)

Zusammenstellung:
Georg Classen, Flüchtlingsrat Berlin, 14.09.2004
georg.classen@berlin.de
www.fluechtlingsrat-berlin.de

AsylbLG - Asylbewerberleistungsgesetz................................................2
BSHG / SGB XII - Sozialhilfe.....................................................................8
SGB II - Grundsicherung für Arbeitssuchende................................. 11
SGB III – Arbeitsförderung.................................................................... 18
AufenthG - Arbeitsmarktzugang nach Zuwanderungsgesetz........ 22
AufenthG - Deutschkurse nach Zuwanderungsgesetz ................... 27
BAföG - Ausbildungsförderung ........................................................... 29
SGB V - gesetzliche Krankenversicherung ........................................ 31
SGB VIII - Kinder- und Jugendhilfe..................................................... 36
SGB IX - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen ...... 38
OEG - Gewaltopferentschädigung ....................................................... 38
EStG - Kindergeld ................................................................................... 40
BKGG - Kinderzuschlag (neu) .............................................................. 41
BErzGG - Erziehungsgeld....................................................................... 42
UhVorschG - Unterhaltsvorschussgesetz .......................................... 44



- 2 -

AsylbLG - Asylbewerberleistungsgesetz

§ 1 Leistungsberechtigte

(1) Leistungsberechtigt nach diesem Gesetz sind Ausländer, die sich tatsächlich
in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten und die

1. eine Aufenthaltsgestattung nach dem Asylverfahrensgesetz besitzen,

2. über einen Flughafen einreisen wollen und denen die Einreise nicht oder noch
nicht gestattet ist,

3. eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1, § 24 oder § 25 Abs. 4 oder 5
des Aufenthaltsgesetzes besitzen wegen des Krieges in ihrem Heimatland eine
Aufenthaltsbefugnis nach den §§ 32 oder 32a des Ausländergesetzes besit-
zen,1

4. eine Duldung nach § 60 a des Aufenthaltsgesetzes 55 des Ausländergesetzes besit-
zen,

5. vollziehbar ausreisepflichtig sind, auch wenn eine Abschiebungsandrohung
noch nicht oder nicht mehr vollziehbar ist, oder

6. Ehegatten, Lebenspartner oder minderjährige Kinder der in den Nummern 1
bis 5 genannten Personen sind, ohne daß sie selbst die dort genannten Voraus-
setzungen erfüllen, oder

7. die einen Folgeantrag nach § 71 des Asylverfahrensgesetzes oder einen
Zweitantrag nach § 71a des Asylverfahrensgesetzes stellen.

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Ausländer sind für die Zeit, für die ihnen eine
anderer Aufenthaltsgenehmigung Aufenthaltstitel als die in Absatz 1 Nr. 3 be-
zeichneten Aufenthaltsgenehmigungen Aufenthaltserlaubnis mit einer Gesamt-
geltungsdauer von mehr als sechs Monaten erteilt worden ist , nicht nach diesem
Gesetz leistungsberechtigt.

(3) Die Leistungsberechtigung endet mit der Ausreise oder mit Ablauf des Mo-
nats, in dem

1. die Leistungsvoraussetzung entfällt oder

2. das Bundesamt für Migration und die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge
den Ausländer als Asylberechtigten anerkannt oder ein Gericht das Bundesamt
zur Anerkennung verpflichtet hat, auch wenn die Entscheidung noch nicht unan-
fechtbar ist.

                                    
1 Der Gesetzentwurf der Bundesregierung "Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Aufent-
haltsgesetzes und weiterer Gesetze" (Bundesrats-Drucksache 662/04 vom 03.09.2004) sieht eine
erneute Änderung des § 1 Abs. 1 Nr. 3 zum 1.1.2005 mit folgenden Wortlaut vor:

"3. wegen des Krieges in Ihrem Heimatland eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23
Abs. 1, § 24 oder § 25 Abs. 4 Satz 1 oder Abs. 5 des Aufenthaltsgesetzes
besitzen,"
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§ 1 a Anspruchseinschränkung

Leistungsberechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 5 und ihre Familienangehörigen nach § 1
Abs. 1 Nr. 6,

1. die sich in den Geltungsbereich dieses Gesetzes begeben haben, um Leistungen
nach diesem Gesetz zu erlangen, oder

2. bei denen aus von ihnen zu vertretenden Gründen aufenthaltsbeendende Maß-
nahmen nicht vollzogen werden können,

erhalten Leistungen nach diesem Gesetz nur, soweit dies im Einzelfall nach den Umständen
unabweisbar geboten ist.

§ 2 Leistungen in besonderen Fällen

(1) Abweichend von den §§ 3 bis 7 ist das Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch
Bundessozialhilfegesetz auf diejenigen Leistungsberechtigten entsprechend an-
zuwenden, die über eine Dauer von insgesamt 36 Monaten, frühestens begin-
nend am 1. Juni 1997, Leistungen nach § 3 erhalten haben und die Dauer des
Aufenthalts nicht rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst haben., wenn die Aus-
reise nicht erfolgen kann und aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen
werden können, weil humanitäre, rechtliche oder persönliche Gründe oder das
öffentliche Interesse entgegenstehen.

(2) Bei der Unterbringung von Leistungsberechtigten nach Absatz 1 in einer Ge-
meinschaftsunterkunft bestimmt die zuständige Behörde die Form der Leistung
aufgrund der örtlichen Umstände.

(3) Minderjährige Kinder, die mit ihren Eltern oder einem Elternteil in einer Haus-
haltsgemeinschaft leben, erhalten Leistungen nach Absatz 1 nur, wenn minde-
stens ein Elternteil in der Haushaltsgemeinschaft Leistungen nach Absatz 1 erhält.

§ 3 Grundleistungen

(1) Der notwendige Bedarf an Ernährung, Unterkunft, Heizung, Kleidung, Ge-
sundheits- und Körperpflege und Gebrauchs- und Verbrauchsgütern des Haus-
halts wird durch Sachleistungen gedeckt. Kann Kleidung nicht geleistet werden, so
kann sie in Form von Wertgutscheinen oder anderen vergleichbaren unbaren
Abrechnungen gewährt werden. Gebrauchsgüter des Haushalts können leih-
weise zur Verfügung gestellt werden. Zusätzlich erhalten Leistungsberechtigte

1. bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 40 Deutsche Mark     [20,45 Euro]

2. von Beginn des 15. Lebensjahres 80 Deutsche Mark      [40,90 Euro]

monatlich als Geldbetrag zur Deckung persönlicher Bedürfnisse des täglichen Le-
bens. Der Geldbetrag für in Abschiebungs- oder Untersuchungshaft genomme-
ne Leistungsberechtigte beträgt 70 vom Hundert des Geldbetrages nach
Satz 4.    [28,63 Euro]

(2) Bei einer Unterbringung außerhalb von Aufnahmeeinrichtungen im Sinne des
§ 44 des Asylverfahrensgesetzes können, soweit es nach den Umständen erfor-
derlich ist, anstelle von vorrangig zu gewährenden Sachleistungen nach Absatz 1
Satz 1 Leistungen in Form von Wertgutscheinen, von anderen vergleichbaren
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unbaren Abrechnungen oder von Geldleistungen im gleichen Wert gewährt wer-
den. Der Wert beträgt

1. für den Haushaltsvorstand 360 Deutsche Mark,       [184,07 Euro]

2. für Haushaltsangehörige bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres 220 Deut-
sche Mark,      [112,48 Euro]

3. für Haushaltsangehörige von Beginn des 8. Lebensjahres an 310 Deutsche
Mark      [158,50 Euro]

monatlich zuzüglich der notwendigen Kosten für Unterkunft, Heizung und Hausrat.
Absatz 1 Satz 3 und 4 findet Anwendung.

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung  setzt im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium des Innern und dem Bundesministerium der Finan-
zen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Beträge nach
Absatz 1 Satz 4 und Absatz 2 Satz 2 jeweils zum 1. Januar eines Jahres neu
fest, wenn und soweit dies unter Berücksichtigung der tatsächlichen Lebens-
haltungskosten zur Deckung des in Absatz 1 genannten Bedarfs erforderlich ist.
Für die Jahre 1994 bis 1996 darf die Erhöhung der Beträge nicht den Vom-
Hundert-Satz übersteigen, um den in diesem Zeitraum die Regelsätze gemäß
§ 22 Absatz 4 des Bundessozialhilfegesetzes erhöht werden.

(4) Leistungen in Geld oder Geldeswert sollen dem Leistungsberechtigten oder
einem volljährigen berechtigten Mitglied des Haushalts persönlich ausgehändigt
werden.

§ 4 Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft und Geburt

(1) Zur Behandlung akuter Erkrankungen und Schmerzzustände sind die erfor-
derliche ärztliche und zahnärztliche Behandlung einschließlich der Versorgung mit
Arznei- und Verbandmitteln sowie sonstiger zur Genesung, zur Besserung oder
zur Linderung von Krankheiten oder Krankheitsfolgen erforderlichen Leistungen zu
gewähren. Eine Versorgung mit Zahnersatz erfolgt nur, soweit dies im Einzelfall
aus medizinischen Gründen unaufschiebbar ist.

(2) Werdenden Müttern und Wöchnerinnen sind ärztliche und pflegerische Hilfe
und Betreuung, Hebammenhilfe, Arznei-, Verband- und Heilmittel zu gewähren.

(3) Die zuständige Behörde stellt die ärztliche und zahnärztliche Versorgung ein-
schließlich der amtlich empfohlenen Schutzimpfungen und medizinisch gebote-
nen Vorsorgeuntersuchungen sicher. Soweit die Leistungen durch niedergelas-
sene Ärzte oder Zahnärzte erfolgen, richtet sich die Vergütung nach den am Ort
der Niederlassung des Arztes oder Zahnarztes geltenden Verträgen nach § 72
Abs. 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch. Die zuständige Behörde be-
stimmt, welcher Vertrag Anwendung findet.

§ 5 Arbeitsgelegenheiten

(1) In Aufnahmeeinrichtungen im Sinne des § 44 des Asylverfahrensgesetzes
und in vergleichbaren Einrichtungen sollen Arbeitsgelegenheiten insbesondere
zur Aufrechterhaltung und Betreibung der Einrichtung zur Verfügung gestellt wer-
den; von der Bereitstellung dieser Arbeitsgelegenheiten unberührt bleibt die
Verpflichtung der Leistungsberechtigten, Tätigkeiten der Selbstversorgung zu
erledigen. Im übrigen sollen soweit wie möglich Arbeitsgelegenheiten bei staatli-
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chen, bei kommunalen und bei gemeinnützigen Trägern zur Verfügung gestellt
werden, sofern die zu leistende Arbeit sonst nicht, nicht in diesem Umfang oder
nicht zu diesem Zeitpunkt verrichtet werden würde.

(2) Für die zu leistende Arbeit nach Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz und Absatz
1 Satz 2 wird eine Aufwandsentschädigung von 2 Deutsche Mark1,05 Euro je
Stunde ausgezahlt.

(3) Die Arbeitsgelegenheit ist zeitlich und räumlich so auszugestalten, daß sie auf
zumutbare Weise und zumindest stundenweise ausgeübt werden kann.

(4) Arbeitsfähige, nicht erwerbstätige Leistungsberechtigte, die nicht mehr im
schulpflichtigen Alter sind, sind zur Wahrnehmung einer zur Verfügung gestellten
Arbeitsgelegenheit verpflichtet. Bei unbegründeter Ablehnung einer solchen Tä-
tigkeit besteht kein Anspruch auf Leistungen nach diesem Gesetz. Der
Leistungsberechtigte ist vorher entsprechend zu belehren.

(5) Ein Arbeitsverhältnis im Sinne des Arbeitsrechts und ein Beschäftigungsver-
hältnis im Sinne der gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung werden nicht
begründet. § 61 Abs. 1 des Asylverfahrensgesetzes sowie asyl- und auslän-
derrechtliche Auflagen über das Verbot und die Beschränkung einer Erwerbstä-
tigkeit stehen einer Tätigkeit nach den Absätzen 1 bis 4 nicht entgegen. Die Vor-
schriften über den Arbeitsschutz sowie die Grundsätze der Beschränkung der Ar-
beitnehmerhaftung finden entsprechende Anwendung.

§ 6 Sonstige Leistungen

Sonstige Leistungen können insbesondere gewährt werden, wenn sie im Einzel-
fall zur Sicherung des Lebensunterhalts oder der Gesundheit unerläßlich, zur De-
ckung besonderer Bedürfnisse von Kindern geboten oder zur Erfüllung einer
verwaltungsrechtlichen Mitwirkungspflicht erforderlich sind. Die Leistungen sind als
Sachleistungen, bei Vorliegen besonderer Umstände als Geldleistung zu ge-
währen.

§ 7 Einkommen und Vermögen

(1) Einkommen und Vermögen, über das verfügt werden kann, sind von dem
Leistungsberechtigten und seinen Familienangehörigen, die im selben Haushalt
leben, vor Eintritt von Leistungen nach diesem Gesetz aufzubrauchen. § 122
Bundessozialhilfegesetz20 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch findet ent-
sprechende Anwendung. Bei der Unterbringung in einer Einrichtung, in der
Sachleistungen gewährt werden, haben Leistungsberechtigte, soweit Einkom-
men und Vermögen im Sinne des Satzes 1 vorhanden sind, für erhaltene Sach-
leistungen dem Kostenträger für sich und ihre Familienangehörigen die Kosten in
entsprechender Höhe der in § 3 Abs. 2 Satz 2 genannten Leistung sowie die
Kosten der Unterkunft und Heizung zu erstatten; für die Kosten der Unterkunft und
Heizung können die Länder Pauschalbeträge festsetzen oder die zuständige Be-
hörde dazu ermächtigen.

(2) Einkommen aus Erwerbstätigkeit bleiben bei Anwendung des Absatzes 1 in
Höhe von 25 vom Hundert außer Betracht, höchstens jedoch in Höhe von 60
vom Hundert des maßgeblichen Betrages aus § 3 Abs. 1 und 2. Eine Auf-
wandsentschädigung nach § 5 Abs. 2 gilt nicht als Einkommen.



- 6 -

(3) Hat ein Leistungsberechtigter einen Anspruch gegen einen anderen, so kann
die zuständige Behörde den Anspruch in entsprechender Anwendung des § 90
93 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch Bundessozialhilfegesetzes auf sich
überleiten.

(4) Die §§ 60 bis 67 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch über die Mitwirkung
der Leistungsberechtigten sowie § 99 des zehnten Buches Sozialgesetzbuch
über die Auskunftspflicht von Angehörigen, Unterhaltspflichtigen oder sonstigen
Personen sind entsprechend anzuwenden.

§ 7a Sicherheitsleistung

Von Leistungsberechtigten kann wegen der ihnen und ihren Familienangehörigen zu ge-
währenden Leistungen nach diesem Gesetz Sicherheit verlangt werden, soweit Vermögen
im Sinne von § 7 Abs. 1 Satz 1 vorhanden ist. Die Anordnung der Sicherheitsleistung kann
ohne vorherige Vollstreckungsandrohung im Wege des unmittelbaren Zwanges erfolgen.

§ 8 Leistungen bei Verpflichtung Dritter

(1) Leistungen nach diesem Gesetz werden nicht gewährt, soweit der erforderli-
che Lebensunterhalt anderweitig, insbesondere auf Grund einer Verpflichtung
nach § 84 Abs. 168 Abs. 1 Satz 1 des Ausländergesetzes Aufenthaltsgesetzes
gedeckt wird. ...

§ 8 a Meldepflicht

Leistungsberechtigte, die eine unselbständige oder selbständige Erwerbstä-
tigkeit aufnehmen, haben dies spätestens am dritten Tag nach Aufnahme der Er-
werbstätigkeit der zuständigen Behörde zu melden.

§ 9 Verhältnis zu  anderen Vorschriften

(1) Leistungsberechtigte erhalten keine Leistungen nach dem Zwölften Buch So-
zialgesetzbuch Bundessozialhilfegesetz oder vergleichbaren Landesgesetzen.

(2) Leistungen anderer, besonders Unterhaltspflichtiger, der Träger von Soziallei-
stungen oder der Länder im Rahmen ihrer Pflicht nach § 44 Abs. 1 des Asylver-
fahrensgesetzes werden durch dieses Gesetz nicht berührt.

(3) Die §§ 44 bis 50 sowie §§ 102 bis 114 des Zehnten Buches Sozialgesetz-
buch über Erstattungsansprüche der Leistungsträger untereinander sind ent-
sprechend anzuwenden.

(4) § 117 118 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch sowie die aufgrund des §
120 Abs 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch Bundessozialhilfegesetzes
und die aufgrund dieser Vorschrift erlassenen Rechtsverordnungen sind entspre-
chend anzuwenden.

§ 10 Bestimmungen durch Landesregierungen
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Die Landesregierungen oder die von ihnen beauftragten obersten Landesbehör-
den bestimmen die für die Durchführung dieses Gesetzes zuständigen Be-
hörden und Kostenträger und können Näheres zum Verfahren festlegen, soweit
dies nicht durch Landesgesetz geregelt ist. Die bestimmten zuständigen Behör-
den und Kostenträger können auf Grund näherer Bestimmung gemäß Satz 1
Aufgaben und Kostenträgerschaft auf andere Behörden übertragen.

§ 10 a Örtliche Zuständigkeit

(1) Für die Leistungen nach diesem Gesetz örtlich zuständig ist die nach § 10 be-
stimmte Behörde, in deren Bereich der Leistungsberechtigte auf Grund der Ent-
scheidung der vom Bundesministerium des Inneren bestimmten zentralen Ver-
teilungsstelle verteilt oder von der im Land zuständigen Behörde zugewiesen
worden ist. Im übrigen ist die Behörde zuständig, in deren Bereich sich der Lei-
stungsberechtigte tatsächlich aufhält. Diese Zuständigkeit bleibt bis zur Beendi-
gung der Leistung auch dann bestehen, wenn die Leistung von der zuständigen
Behörde außerhalb ihres Bereichs sichergestellt wird.

(2) Für die Leistungen in Einrichtungen, die der Krankenbehandlung oder anderen
Maßnahmen nach diesem Gesetz dienen, ist die Behörde örtlich zuständig, in
deren Bereich der Leistungsberechtigte seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Zeit-
punkt der Aufnahme hat oder in den zwei Monaten vor der Aufnahme zuletzt ge-
habt hat. ... Steht nicht spätestens innerhalb von vier Wochen fest, ob und wo
der gewöhnliche Aufenthalt ... begründet worden ist, oder liegt ein Eilfall vor, hat
die nach Absatz 1 zuständige Behörde über die Leistung unverzüglich zu ent-
scheiden und vorläufig einzutreten. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch für Leistungen
an Personen, die sich in Einrichtungen zum Vollzug richterlich angeordneter Frei-
heitsentziehung aufhalten oder aufgehalten haben.
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BSHG / SGB XII - Sozialhilfe
- das BSHG tritt zum 31.12.2004 außer Kraft und wird durch das SGB II und das SGB XII er-
setzt-

§ 120 BSHG - Sozialhilfe für Ausländer

(1) Ausländern, die sich in der Bundesrepublik Deutschland tatsächlich aufhalten, ist Hilfe
zum Lebensunterhalt, Hilfe bei Krankheit, Hilfe für werdende Mütter und Wöchnerinnen und
Hilfe zur Pflege nach diesem Gesetz zu gewähren. Im übrigen kann Sozialhilfe gewährt
werden, soweit dies im Einzelfall gerechtfertigt ist. Rechtsvorschriften, nach denen außer
den in Satz 1 genannten Leistungen auch sonstige Sozialhilfe zu gewähren ist oder gewährt
werden soll, bleiben unberührt.

(2) Leistungsberechtigte nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes erhalten keine
Leistungen der Sozialhilfe.

(3) Ausländer, die sich in die Bundesrepublik Deutschland begeben haben, um Sozialhilfe
zu erlangen, haben keinen Anspruch. Haben sie sich zum Zwecke einer Behandlung oder
Linderung einer Krankheit in die Bundesrepublik Deutschland begeben, soll Krankenhilfe
insoweit nur zur Behebung eines akut lebensbedrohlichen Zustandes oder für eine unauf-
schiebbare und unabweisbar gebotene Behandlung einer schweren oder ansteckenden
Erkrankung geleistet werden.

(4) Im Rahmen von Leistungen der Sozialhilfe an Ausländer ist auf die Leistungen beste-
hender Rückführungs- und Weiterwanderungsprogramme, die ihnen gewährt werden kön-
nen, hinzuweisen; in geeigneten Fällen ist auf eine Inanspruchnahme solcher Programme
hinzuwirken.

(5) Ausländern darf in den Teilen der Bundesrepublik Deutschland, in denen sie sich einer
ausländerrechtlichen räumlichen Beschränkung zuwider aufhalten, der für den tatsächlichen
Aufenthaltsort zuständige Träger der Sozialhilfe nur die nach den Umständen unabweisbar
gebotene Hilfe leisten. Das gleiche gilt für Ausländer, die eine räumliche nicht beschränkte
Aufenthaltsbefugnis besitzen, wenn sie sich außerhalb des Landes aufhalten, in dem die
Aufenthaltsbefugnis erteilt worden ist.

§ 23 SGB XII -  Sozialhilfe für Ausländerinnen und Ausländer
- Das SGB XII - Sozialhilfe ersetzt zum 1.1.2005 das BSHG. Veröffentlicht im BGBl  v. 30.12.2003, S.
3022 -
Anmerkung: die      unterstrichenen Sätze      beinhalten Änderungen gegenüber § 120 BSHG

(1) Ausländern, die sich im Inland tatsächlich aufhalten, ist Hilfe zum Lebensunterhalt, Hilfe
bei Krankheit, Hilfe bei Schwangerschaft und Mutterschaft sowie Hilfe zur Pflege nach die-
sem Buch zu leisten. Die Vorschriften des vierten Kapitels bleiben unberührt. Im übrigen
kann Sozialhilfe gewährt werden, soweit dies im Einzelfall gerechtfertigt ist. Die Einschrän-
kungen nach Satz 1 gelten nicht für Ausländer, die im Besitz einer Niederlassungserlaubnis
oder eines befristeten Aufenthaltstitels sind und sich voraussichtlich dauerhaft im Bundes-
gebiet aufhalten. Rechtsvorschriften, nach denen außer den in Satz 1 genannten Leistungen
auch sonstige Sozialhilfe zu leisten ist oder geleistet werden soll, bleiben unberührt.

(2) Leistungsberechtigte nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes erhalten keine
Leistungen der Sozialhilfe.

(3) Ausländer, die eingereist sind, um Sozialhilfe zu erlangen, haben keinen Anspruch. Sind
sie zum Zwecke einer Behandlung oder Linderung einer Krankheit eingereist, soll Hilfe bei
Krankheit insoweit nur zur Behebung eines akut lebensbedrohlichen Zustandes oder für
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eine unaufschiebbare und unabweisbar gebotene Behandlung einer schweren oder anste-
ckenden Erkrankung geleistet werden.

(4) Ausländer, denen Sozialhilfe geleistet wird, sind auf für sie zutreffende Rückführungs-
und Weiterwanderungsprogramme hinzuweisen; in geeigneten Fällen ist auf eine Inan-
spruchnahme solcher Programme hinzuwirken.

(5) In den Teilen der Bundesgebiets, in denen sich Ausländer einer ausländerrechtlichen
räumlichen Beschränkung zuwider aufhalten, darf der für den tatsächlichen Aufenthaltsort zu-
ständige Träger der Sozialhilfe nur die nach den Umständen unabweisbar gebotene Leis-
tung erbringen. Das Gleiche gilt für Ausländer, die einen räumlich nicht beschränkten Aufent-
haltstitel nach den §§ 23, 23a, 24 Abs. 1 oder § 25 Abs. 3 bis 5 des Aufenthaltsgesetzes
besitzen, wenn sie sich außerhalb des Landes aufhalten, in dem der Aufenthaltstitel erst-
mals erteilt worden ist. Satz 2 findet keine Anwendung, wenn der Ausländer im Bundesge-
biet die Rechtsstellung eines ausländischen Flüchtlings genießt oder der Wechsel in ein
anderes Land zur Wahrnehmung der Rechte zum Schutz der Ehe und Familie nach Artikel 6
des Grundgesetzes oder aus vergleichbar wichtigen Gründen gerechtfertigt ist.

SGB XII - Sozialhilfe
- Inhaltsübersicht (Auszug) -

Zweites Kapitel - Leistungen der Sozialhilfe
Erster Abschnitt - Grundsätze der Leistungen
§  9 Sozialhilfe nach der Besonderheit des Einzelfalles
§  11 Beratung und Unterstützung, Aktivierung
§  16 Familiengerechte Leistungen
...

Zweiter Abschnitt - Anspruch auf Leistungen
§  18 Einsetzen der Sozialhilfe
§  19 Leistungsberechtigte
§  20 Eheähnliche Gemeinschaft
§  21 Sonderregelung für Leistungsberechtigte nach dem Zweiten Buch
§  22 Sonderregelungen für Auszubildende
§  23 Sozialhilfe für Ausländerinnen und Ausländer
§  24 Sozialhilfe für Deutsche im Ausland
§  26 Einschränkung, Aufrechnung

Drittes Kapitel - Hilfe zum Lebensunterhalt
§  27 Notwendiger Lebensunterhalt
§  28 Regelbedarf, Inhalt der Regelsätze
§  29 Unterkunft und Heizung
§  30 Mehrbedarf
§  31 Einmalige Bedarfe
§  32 Beiträge für die Kranken- und Pflegeversicherung
§  34 Hilfe zum Lebensunterhalt in Sonderfällen
§  40 Verordnungsermächtigung

Viertes Kapitel - Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
§  41 Leistungsberechtigte
§  42 Umfang der Leistungen
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§  69 Verordnungsermächtigung

Neuntes Kapitel - Hilfe in anderen Lebenslagen
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SGB II - Grundsicherung für Arbeitssuchende
Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II) vom 24.12.2003.
BGBl 2003, S. 2954. Inkrafttreten 01.01.2005

Inhaltsübersicht - Auszug

Kapitel 1 - Fördern und Fordern
§ 1 Aufgabe und Ziel der Grundsicherung für Arbeitsuchende
§ 2 Grundsatz des Forderns
§ 3 Leistungsgrundsätze
§ 4 Leistungsarten
§ 5 Verhältnis zu anderen Leistungen
§ 6 Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende
§ 6a Experimentierklausel
§ 6b Rechtsstellung der zugelassenen kommunalen Träger
§ 6c Wirkungsforschung zur Experimentierklausel

Kapitel 2 - Anspruchsvoraussetzungen
§ 7 Berechtigte
§ 8 Erwerbsfähigkeit
§ 9 Hilfebedürftigkeit
§ 10 Zumutbarkeit
§ 11 Zu berücksichtigendes Einkommen
§ 12 Zu berücksichtigendes Vermögen
§ 13 Verordnungsermächtigung

Kapitel 3 - Leistungen
Abschnitt 1- Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
§ 14 Grundsatz des Förderns
§ 15 Eingliederungsvereinbarung
§ 16 Leistungen zur Eingliederung
§ 17 Einrichtungen und Dienste für Leistungen zur Eingliederung
§ 18 Örtliche Zusammenarbeit

Abschnitt 2- Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
Unterabschnitt 1- Arbeitslosengeld II
§ 19 Arbeitslosengeld II
§ 20 Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts
§ 21 Leistungen für Mehrbedarfe beim Lebensunterhalt
§ 22 Leistungen für Unterkunft und Heizung
§ 23 Abweichende Erbringung von Leistungen
§ 24 Befristeter Zuschlag nach Bezug von Arbeitslosengeld
§ 25 Leistungen bei Arbeitsunfähigkeit
§ 26 Zuschuss zu Beiträgen bei Befreiung von der Versicherungspflicht
§ 27 Verordnungsermächtigung

Unterabschnitt 2- Sozialgeld
§ 28 Sozialgeld

Unterabschnitt 3- Anreize und Sanktionen
§ 29 Einstiegsgeld
§ 30 Freibeträge bei Erwerbstätigkeit
§ 31 Absenkung und Wegfall des Arbeitslosengeldes II
§ 32 Absenkung und Wegfall des Sozialgeldes

Unterabschnitt 4- Verpflichtungen anderer
§ 33 Übergang von Ansprüchen
§ 34 Ersatzansprüche
§ 35 Erbenhaftung

Kapitel 4 - Gemeinsame Vorschriften für Leistungen
Abschnitt 1 - Zuständigkeit und Verfahren
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§ 36 Örtliche Zuständigkeit
§ 37 Antragserfordernis
§ 38 Vertretung der Bedarfsgemeinschaft
§ 39 Sofortige Vollziehbarkeit
§ 40 Anwendung von Verfahrensvorschriften
§ 41 Berechnung der Leistungen
§ 42 Auszahlung der Geldleistungen
§ 43 Aufrechnung
§ 44 Veränderung von Ansprüchen

Abschnitt 2 - Einheitliche Entscheidung
§ 44a Feststellung von Erwerbsfähigkeit und Hilfebedürftigkeit
§ 44b Arbeitsgemeinschaften
§ 45 Gemeinsame Einigungsstelle
(...)

§  2 - Grundsatz des Forderns
(1) Erwerbsfähige Hilfebedürftige und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden
Personen müssen alle Möglichkeiten zur Beendigung oder Verringerung ihrer Hilfebedürf-
tigkeit ausschöpfen.

§ 5 - Verhältnis zu anderen Leistungen
(2) Der Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach diesem Buch
schließt Leistungen nach dem Dritten Kapitel des Zwölften Buches aus. Dies gilt nicht für
Leistungen nach § 35 des Zwölften Buches, soweit sie nicht nach § 22 Abs. 5 dieses Bu-
ches zu übernehmen sind. Leistungen nach dem Vierten Kapitel des Zwölften Buches sind
gegenüber dem Sozialgeld vorrangig.

§  7 - Berechtigte
(1) Leistungen nach diesem Buch erhalten Personen, die
1. das 15. Lebensjahr vollendet und das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
2. erwerbsfähig sind,
3. hilfebedürftig sind und
4. ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben,
erwerbsfähige Hilfebedürftige). Ausländer haben ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Bun-
desrepublik Deutschland und erhalten Leistungen nach diesem Buch, wenn die Vorausset-
zungen nach § 8 Abs. 2 vorliegen; dies gilt nicht für Leistungsberechtigte nach § 1 des A-
sylbewerberleistungsgesetzes. Aufenthaltsrechtliche Bestimmungen bleiben unberührt.
(2) Leistungen erhalten auch Personen, die mit erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in einer
Bedarfsgemeinschaft leben.  ...
(3) Zur Bedarfsgemeinschaft gehören
1. die erwerbsfähigen Hilfebedürftigen,
2. die im Haushalt lebenden Eltern oder der im Haushalt lebende Elternteil eines minderjäh-
rigen, unverheirateten erwerbsfähigen Kindes und der im Haushalt lebende Partner dieses
Elternteils,
3. als Partner der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
a) der nicht dauernd getrennt lebende Ehegatte,
b) die Person, die mit dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in eheähnlicher Gemeinschaft
lebt,
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c) der nicht dauernd getrennt lebende Lebenspartner,
4. die dem Haushalt angehörenden minderjährigen, unverheirateten Kinder der in Nrn. 1 bis
3 genannten Personen, soweit sie nicht aus eigenem Einkommen oder Vermögen die
Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts beschaffen können.
(4) Leistungen nach diesem Buch erhält nicht, wer für länger als sechs Monate in einer stati-
onären Einrichtung untergebracht ist oder Rente wegen Alters bezieht.
(5) Auszubildende, deren Ausbildung im Rahmen des Bundesausbildungsförderungsge-
setzes oder der §§ 60 bis 62 des Dritten Buches dem Grunde nach förderungsfähig ist,
haben keinen Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. In besonde-
ren Härtefällen können Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts als Darlehen ge-
leistet werden. ...

§  8 - Erwerbsfähigkeit
(1) Erwerbsfähig ist, wer nicht wegen Krankheit oder Behinderung auf absehbare Zeit au-

ßerstande ist, unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindes-
tens drei Stunden täglich erwerbstätig zu sein.

(2) Im Sinne von Absatz 1 können Ausländer nur erwerbstätig sein, wenn ihnen die Auf-
nahme einer Beschäftigung erlaubt ist oder erlaubt werden könnte.

§  10 - Zumutbarkeit
(1) Dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen ist jede Arbeit zumutbar, es sei denn, dass

1. er zu der bestimmten Arbeit körperlich, geistig oder seelisch nicht in der Lage ist,        ...
5. der Ausübung der Arbeit ein sonstiger wichtiger Grund entgegensteht.

§ 12 - Zu berücksichtigendes Vermögen
(1) Als Vermögen sind alle verwertbaren Vermögensgegenstände zu berücksichtigen.
(2) Vom Vermögen sind abzusetzen
1. ein Grundfreibetrag in Höhe von 200 Euro je vollendetem Lebensjahr des erwerbsfähi-
gen Hilfebedürftigen
und seines Partners, mindestens aber jeweils4 100 Euro; der Grundfreibetrag darf für den
erwerbsfähigenHilfebedürftigen und seinen Partner jeweils13 000 Euro nicht übersteigen,
4. ein Freibetrag für notwendige Anschaffungen in Höhe von 750 Euro für jeden in der Be-
darfsgemeinschaft lebenden Hilfebedürftigen.
(3) Als Vermögen sind nicht zu berücksichtigen
1. angemessener Hausrat,
2. ein angemessenes Kraftfahrzeug für jeden in der Bedarfsgemeinschaft lebenden er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen,
4. ein selbst genutztes Hausgrundstück von angemessener Größe oder eine entspre-
chende Eigentumswohnung,
...

§ 15 - Eingliederungsvereinbarung
(1) Die Agentur für Arbeit soll im Einvernehmen mit dem kommunalen Träger mit jedem
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen die für seine Eingliederung erforderlichen Leistungen ver-
einbaren (Eingliederungsvereinbarung). Die Eingliederungsvereinbarung soll insbesondere
bestimmen,
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1. welche Leistungen der Erwerbsfähige zur Eingliederung in Arbeit erhält,
2. welche Bemühungen der erwerbsfähige Hilfebedürftige in welcher Häufigkeit zur Einglie-
derung in Arbeit mindestens unternehmen muss und in welcher Form er die Bemühungen
nachzuweisen hat.
Die Eingliederungsvereinbarung soll für sechs Monate geschlossen werden. Danach soll
eine neue Eingliederungsvereinbarung abgeschlossen werden. Bei jeder folgenden Ein-
gliederungsvereinbarung sind die bisher gewonnenen Erfahrungen zu berücksichtigen.
Kommt eine Eingliederungsvereinbarung nicht zustande, sollen die Regelungen nach Satz
2 durch Verwaltungsakt erfolgen.
(2) In der Eingliederungsvereinbarung kann auch vereinbart werden, welche Leistungen die
Personen erhalten, die mit dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in einer Bedarfsgemein-
schaft leben. Diese Personen sind dabei zu beteiligen.
(3) Wird in der Eingliederungsvereinbarung eine Bildungsmaßnahme vereinbart, ist auch zu
regeln, in welchem Umfang und unter welchen Voraussetzungen der erwerbsfähige Hilfe-
bedürftige schadenersatzpflichtig ist, wenn er die Maßnahme aus einem von ihm zu ver-
tretenden Grund nicht zu Ende führt.

§  20 - Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts
(1) Die Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts umfasst insbesondere Ernäh-
rung, Kleidung, Körperpflege, Hausrat, Bedarfe des täglichen Lebens sowie in vertretba-
rem Umfang auch Beziehungen zur Umwelt und eine Teilnahme am kulturellen Leben. Nicht
umfasst sind die in § 5 Abs. 2 Satz 2 dieses Buches genannten Leistungen nach dem
Zwölften Buch.
(2) Die monatliche Regelleistung beträgt für Personen, die allein stehend oder allein erzie-
hend sind oder deren Partner minderjährig ist, in den alten Bundesländern einschließlich Ber-
lin (Ost) 345 Euro, in den neuen Bundesländern 331 Euro.

§ 21- Leistungen für Mehrbedarfe beim Lebensunterhalt
 (2) Werdende Mütter, die erwerbsfähig und hilfebedürftig sind, erhalten nach der 12.
Schwangerschaftswoche
einen Mehrbedarf von 17 vom Hundert der nach § 20 maßgebenden Regelleistung.
(3) Für Personen, die mit einem oder mehreren minderjährigen Kindern zusammen leben
und allein für deren
Pflege und Erziehung sorgen, ist ein Mehrbedarf anzuerkennen
1. in Höhe von 36 vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 maßgebenden Regelleistung, wenn
sie mit einem
Kind unter sieben Jahren oder mit zwei oder drei Kindern unter sechzehn Jahren zusammen
leben, oder
2. in Höhe von 12 vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 maßgebenden Regelleistung für
jedes Kind, wenn sich dadurch ein höherer Vomhundertsatz als nach der Nummer 1 ergibt,
höchstens jedoch in Höhe von 60 vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 maßgebenden Re-
gelleistung.
(5) Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die aus medizinischen Gründen einer kostenaufwändi-
gen Ernährung bedürfen, erhalten einen Mehrbedarf in angemessener Höhe.
(6) Die Summe des insgesamt gezahlten Mehrbedarfs darf die Höhe der für erwerbsfähi-
ge Hilfebedürftige maßgebenden Regelleistung nicht übersteigen.

§  22 - Leistungen für Unterkunft und Heizung
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(1) Leistungen für Unterkunft und Heizung werden in Höhe der tatsächlichen Aufwendun-
gen erbracht, soweit diese angemessen sind.  ...

§ 23 - Abweichende Erbringung von Leistungen
(1) Kann im Einzelfall ein von den Regelleistungen umfasster und nach den Umständen
unabweisbarer Bedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts weder durch das Vermögen
nach § 12 Abs. 2 Nr. 4 noch auf andere Weise gedeckt werden, erbringt die Agentur für
Arbeit bei entsprechendem Nachweis den Bedarf als Sachleistung oder als Geldleistung
und gewährt dem Hilfebedürftigen ein entsprechendes Darlehen. Bei Sachleistungen wird
das Darlehen in Höhe des für die Agentur für Arbeit entstandenen Anschaffungswertes
gewährt. Das Darlehen wird durch monatliche Aufrechnung in Höhe von bis zu 10 vom
Hundert der an den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und die mit ihm in Bedarfsgemein-
schaft lebenden Angehörigen jeweils zu zahlenden Regelleistung getilgt.
(2) Solange sich der Hilfebedürftige, insbesondere bei Drogen- oder Alkoholabhängigkeit
sowie im Falle unwirtschaftlichen Verhaltens, als ungeeignet erweist, mit der Regelleistung
nach § 20 seinen Bedarf zu decken, kann die Regelleistung in voller Höhe oder anteilig in
Form von Sachleistungen erbracht werden.
(3) Leistungen für
1. Erstausstattungen für die Wohnung einschließlich Haushaltsgeräten,
2. Erstausstattungen für Bekleidung einschließlich bei Schwangerschaft und Geburt sowie
3. mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen
sind nicht von der Regelleistung umfasst. Sie werden gesondert erbracht.

§ 24 - Befristeter Zuschlag nach Bezug von Arbeitslosengeld
(1) Soweit der erwerbsfähige Hilfebedürftige Arbeitslosengeld II innerhalb von zwei Jah-
ren nach dem Ende des Bezugs von Arbeitslosengeld bezieht, erhält er in diesem Zeit-
raum einen monatlichen Zuschlag. Nach Ablauf des ersten Jahres wird der Zuschlag um 50
vom Hundert vermindert.
(2) Der Zuschlag beträgt ...
 (3) Der Zuschlag ist im ersten Jahr
1. bei erwerbsfähigen Hilfebedürftigen auf höchstens 160 Euro,
2. bei Partnern auf insgesamt höchstens 320 Euro und
3. für die mit dem Zuschlagsberechtigten in Bedarfsgemeinschaft zusammenlebenden
minderjährigen Kinder auf höchstens 60 Euro pro Kind begrenzt.

§  27 - Verordnungsermächtigung
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit wird ermächtigt... durch Rechtsverordnung
zu bestimmen,
1. welche Aufwendungen für Unterkunft und Heizung angemessen sind und unter welchen

Voraussetzungen die Kosten für Unterkunft und Heizung pauschaliert werden können, ...

§ 28 - Sozialgeld
(1) Nicht erwerbsfähige Angehörige, die mit erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in Bedarfs-
gemeinschaft leben, erhalten Sozialgeld, soweit sie keinen Anspruch auf Leistungen nach
dem Vierten Kapitel des Zwölften Buches haben. ... Hierbei gelten ... folgende Maßga-
ben:
1. Die Regelleistung beträgt bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 60 vom Hundert



- 16 -

und im 15. Lebensjahr 80 vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 maßgebenden Regelleis-
tung  ...

§ 29 - Einstiegsgeld
(1) Zur Überwindung von Hilfebedürftigkeit kann erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, die ar-
beitslos sind, bei Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ein Einstiegsgeld er bracht werden,
wenn dies zur Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt erforderlich ist. Das Einstiegs-
geld wird als Zuschuss zum Arbeitslosengeld II erbracht. ...

§ 30 - Freibeträge bei Erwerbstätigkeit
Bei erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, die erwerbstätig sind, ist von dem um die Absetzbe-
träge nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 bereinigten monatlichen Einkommen aus Erwerbstätig-
keit ein Betrag
1. in Höhe von 15 vom Hundert bei einem Bruttolohn bis 400 Euro,
2. zusätzlich in Höhe von 30 vom Hundert bei dem Teil des Bruttolohns, der 400 Euro ü-
bersteigt und nicht mehr als 900 Euro beträgt und
3. zusätzlich in Höhe von 15 vom Hundert bei dem Teil des Bruttolohns, der 900 Euro ü-
bersteigt und nicht mehr als 1 500 Euro beträgt,
abzusetzen.

§  31 - Absenkung und Wegfall des Arbeitslosengeldes II
(1) Das Arbeitslosengeld II wird ... in einer ersten Stufe um 30 vom Hundert der für den
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen nach § 20 maßgebenden Regelleistung abgesenkt, wenn
1. der erwerbsfähige Hilfebedürftige sich trotz Belehrung über die Rechtsfolgen weigert,

a) eine ihm angebotene Eingliederungsvereinbarung abzuschließen,  ...
d) zumutbare Arbeit nach § 16 Abs. 3 Satz 2 auszuführen,

(3) Bei wiederholter Pflichtverletzung nach Absatz 1 oder Absatz 2 wird das Arbeitslosen-
geld II zusätzlich um jeweils den Vomhundertsatz der nach § 20 maßgebenden Regelleis-
tung gemindert, um den es in der ersten Stufe gemindert wurde. Hierbei können auch die
Leistungen nach den §§ 21 bis 23 betroffen sein. Bei einer Minderung der Regelleistung
um mehr als 30 vom Hundert kann der zuständige Träger in angemessenem Umfang er-
gänzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungen erbringen. ...
(5) Bei erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, die das 15. Lebensjahr, jedoch noch nicht das 25.
Lebensjahr vollendet haben, wird das Arbeitslosengeld II unter den in Absatz 1 ... ge-
nannten Voraussetzungen auf die Leistungen nach § 22 beschränkt; .... Die Agentur für Ar-
beit soll Leistungen nach Absatz 3 Satz 3 an den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen erbrin-
gen.

§ 33 - Übergang von Ansprüchen
 (2) Der Übergang eines Unterhaltsanspruchs nach bürgerlichem Recht darf nicht bewirkt
werden, wenn die unterhaltsberechtigte Person
1. mit dem Verpflichteten in einer Bedarfsgemeinschaft lebt,
2. mit dem Verpflichteten verwandt ist und den Unterhaltsanspruch nicht geltend macht; dies
gilt nicht für Unterhaltsansprüche
a) minderjähriger Hilfebedürftiger,
b) von Hilfebedürftigen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet und die Erstausbil-
dung noch nicht abgeschlossen haben
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gegen ihre Eltern,
3. in einem Kindschaftsverhältnis zum Verpflichteten steht und
a) schwanger ist oder
b) ihr leibliches Kind bis zur Vollendung seines sechsten Lebensjahres betreut.

§ 44a - Feststellung von Erwerbsfähigkeit und Hilfebedürftigkeit
Die Agentur für Arbeit stellt fest, ob der Arbeitsuchende erwerbsfähig und hilfebedürftig ist.
Teilt der kommunale Träger oder ein Leistungsträger, der bei voller Erwerbsminderung zu-
ständig wäre, die Auffassung der Agentur für Arbeit nicht, entscheidet die Einigungsstelle.
Bis zur Entscheidung der Einigungsstelle erbringen die Agentur für Arbeit und der kommu-
nale Träger Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende.

§ 45 - Gemeinsame Einigungsstelle
(1) Bei Streitigkeiten über die Erwerbsfähigkeit oder die Hilfebedürftigkeit eines Arbeitsu-
chenden zwischen den Trägern der Leistungen nach diesem Buch sowie bei Streitigkeiten
über die Erwerbsfähigkeit mit einem Leistungsträger, der bei voller Erwerbsminderung zu-
ständig wäre, entscheidet eine gemeinsame Einigungsstelle. Ihr gehören ein Vorsitzender
und jeweils ein Vertreter der Agentur für Arbeit und des Trägers der anderen Leistung an.
Der Vorsitzende wird von beiden Trägern gemeinsam bestimmt. (...)

Artikel 18- Änderung des Ausländergesetzes
Das Ausländergesetz ... wird wie folgt geändert:
1. In § 24 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 werden die Wörter "oder noch für sechs Monate durch einen
Anspruch auf Arbeitslosenhilfe" gestrichen. (...)
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SGB III – Arbeitsförderung

Förderung der Berufsausbildung

§ 63 Förderungsfähiger Personenkreis

(1) Gefördert werden
1. Deutsche,
2. Ausländer im Sinne des § 1 des Gesetzes über die Rechtsstellung heimatloser Auslän-
der im Bundesgebiet in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 243-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 9. Juli
1990 (BGBl. I S. 1354),
3. Ausländer, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und unanfechtbar als Asyl-
berechtigte anerkannt sind oder bei denen das Vorligen der Voraussetungen des § 60
Abs. 1 des AufenthG festgestellt wurde,
4. Ausländer, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und Flüchtlinge im Sinne
des § 1 des Gesetzes über Maßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen aufge-
nommene Flüchtlinge vom 22. Juli 1980 (BGBl. I S. 1057), zuletzt geändert durch § 43
des Gesetzes vom 2. September 1994 (BGBl. I S. 2265), sindeine Niederlassungser-
laubnis nach § 23 Abs. 2 AufenthG besitzen,
5. Ausländer, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und die außerhalb des
Bundesgebietes als ausländische Flüchtlinge im Sinne des Abkommens über die Rechts-
stellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 (BGBl. 1953 II S. 559) anerkannt und im Gebiet
der Bundesrepublik Deutschland nicht nur vorübergehend zum Aufenthalt berechtigt sind,
6. Ausländer, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und bei denen festgestellt
ist, daß Abschiebungsschutz nach § 51 Abs. 1 des Ausländergesetzes besteht,
7.6. Ausländer, die ihren Wohnsitz im Inland haben, wenn ein Elternteil oder der Ehegatte
Deutscher ist,
8.7.  Ausländer, denen nach dem Aufenthaltsgesetz/EWGFreizügigkeitsgesetz/EU Freizü-
gigkeit gewährt wird.

(2) Andere Ausländer werden gefördert, wenn
1. sie sich vor Beginn der förderungsfähigen Ausbildung insgesamt fünf Jahre im Inland
aufgehalten haben und rechtmäßig erwerbstätig gewesen sind oder
2. ein Elternteil sich insgesamt drei Jahre im Inland aufgehalten hat und rechtmäßig er-
werbstätig gewesen ist; im übrigen von dem Zeitpunkt an, in dem im weiteren Verlauf der
Ausbildung diese Voraussetzungen vorgelegen haben,
und sie voraussichtlich nach der Ausbildung im Inland rechtmäßig erwerbstätig sein werden.
Von dem Erfordernis der rechtmäßigen Erwerbstätigkeit eines Elternteils kann insoweit ab-
gesehen werden, als die Erwerbstätigkeit aus einem von dem Erwerbstätigen nicht zu ver-
tretenden Grund nicht ausgeübt worden ist. Ist der Auszubildende in den Haushalt eines
Verwandten aufgenommen, so kann dieser zur Erfüllung der Voraussetzungen nach Satz 1
Nr. 2 an die Stelle des Elternteils treten, sofern de Auszubildende sich in den letzten drei
Jahren vor Beginn der Ausbildung rechtmäßig im Inland aufgehalten hat.

Ausländerbeschäftigung

- §§ 284 - 286 und 288 treten zum 31.12.2004 außer Kraft -

§ 284 Genehmigungspflicht

(1) Ausländer dürfen eine Beschäftigung nur mit Genehmigung des Arbeitsamtes ausüben
und von Arbeitgebern nur beschäftigt werden, wenn sie eine solche Genehmigung besit-
zen. Einer Genehmigung bedürfen nicht
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1. Ausländer, denen nach den Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften oder
nach dem Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Freizügigkeit zu gewäh-
ren ist,

2. Ausländer, die eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis oder eine Aufenthaltsberechtigung
besitzen, und

3. andere Ausländer, wenn dies in zwischenstaatlichen Vereinbarungen, auf Grund eines
Gesetzes oder durch Rechtsverordnung bestimmt ist.

(...)

§ 285 Arbeitserlaubnis

(1) Die Arbeitserlaubnis kann erteilt werden, wenn
1. sich durch die Beschäftigung von Ausländern nachteilige Auswirkungen auf den Arbeits-

markt, insbesondere hinsichtlich der Beschäftigungsstruktur, der Regionen und der Wirt-
schaftszweige, nicht ergeben,

2. für die Beschäftigung deutsche Arbeitnehmer sowie Ausländer, die diesen hinsichtlich
der Arbeitsaufnahme rechtlich gleichgestellt sind, nicht zur Verfügung stehen, und

3. der Ausländer nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare deutsche
Arbeitnehmer beschäftigt wird.

Für eine Beschäftigung stehen deutsche Arbeitnehmer und diesen gleichgestellte Auslän-
der auch dann zur Verfügung, wenn sie nur mit Förderung des Arbeitsamtes vermittelt wer-
den können.
 (...)
 (4) Für die erstmalige Beschäftigung kann die Erteilung der Arbeitserlaubnis für einzelne
Personengruppen durch Rechtsverordnung davon abhängig gemacht werden, daß sich der
Ausländer unmittelbar vor der Antragstellung eine bestimmte Zeit, die fünf Jahre nicht über-
schreiten darf, erlaubt oder geduldet im Bundesgebiet aufgehalten hat oder vor einem be-
stimmten Zeitpunkt in den Geltungsbereich dieses Gesetzes eingereist ist.
 (5) Die Arbeitserlaubnis kann befristet und auf bestimmte Betriebe, Berufsgruppen, Wirt-
schaftszweige oder Bezirke beschränkt werden.

§ 286 Arbeitsberechtigung
 (1) Die Arbeitsberechtigung wird erteilt, wenn der Ausländer

1. eine Aufenthaltserlaubnis oder Aufenthaltsbefugnis besitzt und
a) fünf Jahre rechtmäßig eine versicherungspflichtige Beschäftigung im Bundesgebiet
ausgeübt hat oder
b) sich seit sechs Jahren im Bundesgebiet ununterbrochen aufhält und

2. nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare deutsche Arbeitnehmer
beschäftigt wird.

Für einzelne Personengruppen können durch Rechtsverordnung Ausnahmen von Satz 1
Nr. 1 zugelassen werden.

(...)
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(3) Die Arbeitsberechtigung wird unbefristet und ohne betriebliche, berufliche und regionale
Beschränkungen erteilt, soweit durch Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist.

§ 288 Verordnungsermächtigung und Weisungsrecht

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung kann durch Rechtsverordnung
1. Ausnahmen für die Erteilung einer Arbeitserlaubnis an Ausländer, die keine Aufenthalts-

genehmigung besitzen,
 
2. Ausnahmen für die Erteilung einer Arbeitserlaubnis unabhängig von der Arbeitsmarktla-

ge,
 
(...)

§ 284 Arbeitsgenehmigung-EU für Staatsangehörige der neuen EU-
Mitgliedstaaten
- ab 01.01.2005 gültige Fassung-

 (1) Staatsangehörige der Staaten, die nach dem Vertrag vom 16. April 2003 über den
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Re-
publik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Re-
publik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen
Union (BGBl. 2003 II S. 1408) der Europäischen Union beigetreten sind, und deren frei-
zügigkeitsberechtigte Familienangehörige dürfen eine Beschäftigung nur mit Genehmigung
der Bundesagentur für Arbeit ausüben und von Arbeitgebern nur beschäftigt werden,
wenn sie eine solche Genehmigung besitzen, soweit nach Maßgabe des EU-
Beitrittvertrages abweichende Regelungen als Übergangsregelungen der Arbeitnehmer-
freizügigkeit Anwendung finden.

(2) Die Genehmigung wird befristet als Arbeitserlaubnis- EU erteilt, wenn nicht Anspruch
auf eine unbefristete Erteilung als Arbeitsberechtigung- EU besteht.

(3) Die Arbeitserlaubnis-EU kann nach Maßgabe des § 39 Abs. 2 bis 4 und 6 des Aufent-
haltsgesetzes erteilt werden.

(4) Ausländern nach Abs. 1, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland
haben und eine Beschäftigung im Bundesgebiet aufnehmen wollen, darf eine Arbeitser-
laubnis- EU für eine Beschäftigung, die keine qualifizierte Berufsausbildung voraussetzt, nur
erteilt werden, wenn dies durch zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist oder aufgrund
einer Rechtsverordnung zulässig ist. Für die Beschäftigungen, die durch Rechtsverordnung
zugelassen werden, ist Staatsangehörigen aus den Mitgliedstaaten der Europäischen Uni-
on nach Absatz 1 gegenüber Staatsangehörigen aus Drittstaaten vorrangig eine Arbeitser-
laubnis- EU zu erteilen, soweit dies der EUBeitrittsvertrag vorsieht.

(5) Die Erteilung der Arbeitsberechtigung-EU bestimmt sich nach § 12a Arbeitsgenehmi-
gungsverordnung.

(6) Das Aufenthaltsgesetz und die aufgrund des § 42 des Aufenthaltsgesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen zum Arbeitsmarktzugang gelten entsprechend, soweit sie für die
Ausländer nach Absatz 1 günstigere Regelungen enthalten. Bei Anwendung der Vor-
schriften steht die Arbeitsgenehmigung-EU der Zustimmung zu einem Aufenthaltstitel nach
§ 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes gleich.“
 (...)
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Ergänzungen für übergangsweise mögliche Leistungen und zeitweilige Aufgaben

§ 419 Sprachförderung
- § 419 tritt zum 31.12.2004 außer Kraft (Art. 9 ZuwG) -

 (1) Spätaussiedler und ihre Ehegatten und Abkömmlinge im Sinne des § 7 Abs. 2 des
Bundesvertriebenengesetzes haben Anspruch auf Übernahme der durch die Teilnahme an
einem Deutsch-Sprachlehrgang mit ganztägigem Unterricht, der für die berufliche Einglie-
derung erforderlich ist, entstehenden Kosten für längstens sechs Monate, wenn sie die Vor-
aussetzungen für einen Anspruch auf Eingliederungshilfe erfüllen oder nur deshalb nicht er-
füllen, weil sie nicht bedürftig sind.

(2) Spätaussiedlern und deren Ehegatten und Abkömmlingen im Sinne des § 7 Abs. 2
des Bundesvertriebenengesetzes, die einen Anspruch nach Absatz 1 nicht haben und von
denen Leistungen nach den Richtlinien ...  "Garantiefonds - Schul- und Berufsbildungsbe-
reich - (RL-GF-SB)" ...oder nach den Richtlinien ..."Garantiefonds - Hochschulbereich - (RL-
GF-H)" ... nicht in Anspruch genommen werden können, werden die Kosten, die durch die
Teilnahme an einem Deutsch-Sprachlehrgang entstehen, erstattet. Die Förderung wird für
die Teilnahme an Deutsch-Sprachlehrgängen mit ganztägigem Unterricht für längstens
sechs Monate, für die Teilnahme an sonstigen Deutsch-Sprachlehrgängen für längstens
zwölf Monate gewährt. Die Sätze 1 und 2 gelten für Ausländer, die unanfechtbar als Asyl-
berechtigte anerkannt sind, und Kontingentflüchtlinge entsprechend.

§ 420 Eingliederungshilfe und Sprachförderung in Sonderfällen

- § 420 und 421treten zum 31.12.2004 außer Kraft (Art. 3 Hartz IV) -

(1) Anspruch auf Eingliederungshilfe haben für die Dauer von sechs Monaten während der
Teilnahme an einem ganztägigen Deutsch-Sprachlehrgang

1. Spätaussiedler und ihre Ehegatten und Abkömmlinge im Sinne des § 7 Abs. 2 des
Bundesvertriebenengesetzes, die die Voraussetzungen für einen Anspruch auf Eingliede-
rungshilfe nach § 418 nicht erfüllen,

2. Ausländer, die unanfechtbar als Asylberechtigte anerkannt sind und ihren gewöhnlichen
Aufenthalt im Inland haben, und

3. Ausländer, die im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen der Bundesrepublik Deutschland
durch Erteilung einer Aufenthaltsgenehmigung vor der Einreise in Form eines Sichtvermerks
oder durch Übernahmeerklärung nach § 33 Abs. 1 des Ausländergesetzes im Inland auf-
genommen worden sind (Kontingentflüchtlinge),

wenn sie die besonderen Voraussetzungen erfüllen.

(2) Die Personen nach Absatz 1 haben die besonderen Voraussetzungen erfüllt, wenn sie

1. bedürftig sind,

2. im Herkunftsland eine Erwerbstätigkeit von mindestens 70 Kalendertagen im letzten Jahr
vor der Ausreise ausgeübt haben,

3. die für die berufliche Eingliederung erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache nicht
besitzen und

4. beabsichtigen, nach Abschluß des Deutsch-Sprachlehrgangs eine nicht der Berufsaus-
bildung dienende Erwerbstätigkeit im Inland aufzunehmen. Die Voraussetzung nach Satz 1
Nr. 2 gilt als erfüllt, wenn eine Erwerbstätigkeit von mindestens 70 Kalendertagen im letzten
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Jahr vor der Ausreise wegen der besonderen Verhältnisse im Herkunftsland nicht ausgeübt
werden konnte und die Nichtgewährung der Eingliederungshilfe eine unbillige Härte dar-
stellen würde.

(3) Die Berechtigten nach den Absätzen 1 und 2 haben daneben Anspruch auf Übernah-
me der durch die Teilnahme an einem Deutsch-Sprachlehrgang mit ganztägigem Unterricht,
der für die berufliche Eingliederung erforderlich ist, entstehenden Kosten für längstens sechs
Monate.

Zuwanderungsgesetz Artikel 9
Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch
 (...)
3. Die §§ 285 bis 286 werden aufgehoben.
 (...)
17. § 419 wird aufgehoben.
18. § 420 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird das Wort „Deutsch-Sprachlehrgang“ durch die Wörter „Integrationskurs
nach § 44 des Aufenthaltsgesetzes oder § 9 Abs. 1 des Bundesvertriebenengesetzes“
ersetzt.
b) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 wird das Wort „Deutsch- Sprachlehrgangs“ durch das Wort
„Integrationskurses“ ersetzt.
c) Absatz 3 wird aufgehoben.
21. § 420a wird aufgehoben.

23. Nach § 434g wird folgender § 434h eingefügt:
„§ 434h  Zuwanderungsgesetz
Die §§ 419 und § 421 Abs. 3 sind in der bis zum 31. Dezember 2004 geltenden Fassung
bis zum Ende des Deutsch-Sprachlehrgangs weiterhin anzuwenden, wenn der Anspruch
vor dem 1. Januar 2005 entstanden ist und der Deutsch-Sprachlehrgang begonnen hat. In
diesen Fällen trägt der Bund die Ausgaben der Sprächförderung; Verwaltungskosten der
Bundesagentur für Arbeit werden nicht erstattet.“
 “
22. § 434 k wird wie folgt gefasst:
„§434 k  Viertes Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
Die §§ 419, 420 Abs. 3 und § 421 Abs. 3 sind in der bis zum 31. Dezember 2004 gel-
tenden Fassung bis zum Ende des Deutsch- Sprachlehrgangs weiterhin anzuwenden,
wenn vor dem 1. Januar 2005 der Anspruch entstanden ist und der Deutsch-
Sprachlehrgang begonnen hat. In diesen Fällen trägt der Bund die Ausgaben der Sprach-
förderung; Verwaltungskosten der Bundesagentur für Arbeit werden nicht erstattet.“

AufenthG - Arbeitsmarktzugang nach Zuwanderungsgesetz
Zuwanderungsgesetz Artikel 1
- Aufenthaltsgesetz -

§ 2 - Begriffsbestimmungen
 (2) Erwerbstätigkeit ist die selbständige Tätigkeit und die Beschäftigung im Sinne von § 7
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch.

§ 4 - Erfordernis eines Aufenthaltstitels
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(2) Ein Aufenthaltstitel berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit, sofern es nach die-
sem Gesetz bestimmt ist oder der Aufenthaltstitel die Ausübung der Erwerbstätigkeit aus-
drücklich erlaubt. Jeder Aufenthaltstitel muss erkennen lassen, ob die Ausübung einer Er-
werbstätigkeit erlaubt ist. Einem Ausländer, der keine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der
Beschäftigung besitzt, kann die Ausübung einer Beschäftigung nur erlaubt werden, wenn
die Bundesagentur für Arbeit zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung bestimmt ist,
dass die Ausübung der Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit
zulässig ist. Beschränkungen bei der Erteilung der Zustimmung durch die Bundesagentur für
Arbeit sind in den Aufenthaltstitel zu übernehmen.
(3) Ausländer dürfen eine Beschäftigung nur ausüben, wenn der Aufenthaltstitel es erlaubt,
und von Arbeitgebern nur beschäftigt werden, wenn sie über einen solchen Aufenthaltstitel
verfügen. Dies gilt nicht, wenn dem Ausländer auf Grund einer zwischenstaatlichen Verein-
barung, eines Gesetzes oder einer Rechtsverordnung die Erwerbstätigkeit ohne den Be-
sitz eines Aufenthaltstitels gestattet ist.

§ 9 Niederlassungserlaubnis
(1) Die Niederlassungserlaubnis ist ein unbefristeter Aufenthaltstitel. Sie berechtigt zur Aus-
übung einer Erwerbstätigkeit (...)

§ 16 Studium; Sprachkurse; Schulbesuch
(3) Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer Beschäftigung, die insgesamt
90 Tage oder 180 halbe Tage im Jahr nicht überschreiten darf, sowie zur Ausübung stu-
dentischer Nebentätigkeiten.  (4) Nach erfolgreichem Abschluss des Studiums kann die
Aufenthaltserlaubnis bis zu einem Jahr zur Suche eines diesem Abschluss angemessenen
Arbeitsplatzes, sofern er nach den Bestimmungen der §§ 18 bis 21 von Ausländern be-
setzt werden darf, verlängert werden.

§ 17 Sonstige Ausbildungszwecke
Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der betrieblichen Aus- und
Weiterbildung erteilt werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat
oder durch Rechtsverordnung nach § 42 oder zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt
ist, dass die Aus- und Weiterbildung ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zu-
lässig ist. ...

§ 18 Beschäftigung
(1) Die Zulassung ausländischer Beschäftigter orientiert sich an den Erfordernissen des
Wirtschaftsstandortes Wirtschaftsstandortes Deutschland unter Berücksichtigung der Ver-
hältnisse auf dem Arbeitsmarkt und dem Erfordernis, die Arbeitslosigkeit wirksam zu be-
kämpfen. Internationale Verträge bleiben unberührt.
(2) Einem Ausländer kann ein Aufenthaltstitel zur Ausübung einer Beschäftigung erteilt wer-
den, wenn die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch Rechtsver-
ordnung nach § 42 oder zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass die Ausübung
der Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. ....

§ 19 Niederlassungserlaubnis für Hochqualifizierte
(1) Einem hoch qualifizierten Ausländer kann in besonderen Fällen eine Niederlassungser-
laubnis erteilt werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder
durch Rechtsverordnung nach § 42 oder zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist,
dass die Niederlassungserlaubnis ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit nach §
39 erteilt werden kann (...)
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§ 21 Selbständige Tätigkeit
 (1) Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer selbständigen
Tätigkeit erteilt werden, wenn
1. ein übergeordnetes wirtschaftliches Interesse oder ein besonderes regionales Bedürfnis
besteht,
2. die Tätigkeit positive Auswirkungen auf die Wirtschaft erwarten lässt und
3. die Finanzierung der Umsetzung durch Eigenkapital oder durch eine Kreditzusage gesi-
chert ist.
Die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 1 und 2 sind in der Regel gegeben, wenn min-
destens 1 Million Euro investiert und zehn Arbeitsplätze geschaffen werden. (...)

§ 25 Aufenthalt aus humanitären Gründen
(1) Einem Ausländer ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn er unanfechtbar als A-
sylberechtigter anerkannt ist. ... Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer Er-
werbstätigkeit.
(2) Einem Ausländer ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge unanfechtbar das Vorliegen der Voraussetzungen des § 60 Abs.
1 festgestellt hat. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

§ 28 Familiennachzug zu Deutschen
 (5) Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit.

§ 29 Familiennachzug zu Ausländern
 (5) Unbeschadet des § 4 Abs. 2 Satz 3 berechtigt die Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung
einer Erwerbstätigkeit, soweit der Ausländer, zu dem der Familiennachzug erfolgt, zur Aus-
übung einer Erwerbstätigkeit berechtigt ist oder wenn die eheliche Lebensgemeinschaft
seit mindestens zwei Jahren rechtmäßig im Bundesgebiet bestanden hat.

§ 39 Zustimmung zur Ausländerbeschäftigung
(1) Ein Aufenthaltstitel, der einem Ausländer die Ausübung einer Beschäftigung erlaubt,
kann nur mit Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erteilt werden, soweit durch Rechts-
verordnung nicht etwas anderes bestimmt ist. Die Zustimmung kann erteilt werden, wenn
dies in zwischenstaatlichen Vereinbarungen, durch ein Gesetz oder durch Rechtsverord-
nung bestimmt ist.
(2) Die Bundesagentur  für Arbeit kann der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zur Aus-
übung einer Beschäftigung nach § 18 zustimmen, wenn
1. a) sich durch die Beschäftigung von Ausländern nachteilige Auswirkungen auf den Ar-
beitsmarkt, insbesondere hinsichtlich der Beschäftigungsstruktur, der Regionen und der
Wirtschaftszweige, nicht ergeben,
b) für die Beschäftigung deutsche Arbeitnehmer sowie Ausländer, die diesen hinsichtlich
der Arbeitsaufnahme rechtlich gleichgestellt sind oder andere Ausländer, die nach dem
Recht der Europäischen Union einen Anspruch auf vorrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt
haben, nicht zur Verfügung stehen
oder
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2. sie durch Prüfung nach Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a und b für einzelne Berufsgruppen oder
für einzelne Wirtschaftszweige festgestellt hat, dass die Besetzung der offenen Stellen mit
ausländischen Bewerbern arbeitsmarkt- und integrationspolitisch verantwortbar ist,
und der Ausländer nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare deutsche
Arbeitnehmer beschäftigt wird. Für die Beschäftigung stehen deutsche Arbeitnehmer und
diesen gleichgestellte Ausländer auch dann zur Verfügung, wenn sie nur mit Förderung der
Agentur für Arbeit vermittelt werden können. Der Arbeitgeber, bei dem ein Ausländer be-
schäftigt werden soll, der dafür eine Zustimmung benötigt, hat der Bundesagentur  für Ar-
beit Auskunft über Arbeitsentgelt, Arbeitszeiten und sonstige Arbeitsbedingungen zu er-
teilen.
(3) Absatz 2 gilt auch, wenn bei Aufenthalten zu anderen Zwecken der Abschnitte 3, 5, 6
oder 7 eine Zustimmung der Bundesagentur  für Arbeit zur Ausübung einer Beschäftigung
erforderlich ist.
(4) Die Zustimmung kann die Dauer und die berufliche Tätigkeit festlegen sowie die Be-
schäftigung auf bestimmte Betriebe oder Bezirke beschränken.
(5) Die Bundesagentur  für Arbeit kann der Erteilung einer Niederlassungserlaubnis nach §
19 zustimmen, wenn sich durch die Beschäftigung des Ausländers nachteilige Auswirkun-
gen auf den Arbeitsmarkt nicht ergeben.
(6) Staatsangehörigen derjenigen Staaten, die nach dem Vertrag vom 16. April 2003 über
den Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen
Union (BGBl. 2003 II S. 1408) der Europäischen Union beigetreten sind, kann von der
Bundesagentur für Arbeit eine Beschäftigung, die eine qualifizierte Berufsausbildung vor-
aussetzt, unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 erlaubt werden, soweit nach Maß-
gabe dieses Vertrages von den Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaft ab-
weichende Regelungen Anwendung finden. Ihnen ist Vorrang gegenüber zum Zweck der
Beschäftigung einreisenden Staatsangehörigen aus Drittstaaten zu gewähren.

§ 40 Versagungsgründe
(1) Die Zustimmung nach § 39 ist zu versagen, wenn
1. das Arbeitsverhältnis auf Grund einer unerlaubten Arbeitsvermittlung oder Anwerbung
zustande gekommen ist,
2. der Arbeitnehmer als Leiharbeitnehmer (§ 1 Abs. 1 des Arbeitnehmerüberlassungsge-
setzes) tätig werden will.
(2) Die Zustimmung kann versagt werden, wenn
1. der Ausländer gegen § 404 Abs. 1 Nr. 2 oder Abs. 2 Nr. 2 bis 13, § 406 oder § 407
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder gegen die §§ 15, 15a oder 16 Abs. 1 Nr. 2
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes schuldhaft verstoßen hat,
2. wichtige Gründe in der Person des Arbeitnehmers vorliegen.

§ 41 Widerruf der Zustimmung
Die Zustimmung kann widerrufen werden, wenn der Ausländer zu ungünstigeren Arbeits-
bedingungen als vergleichbare deutsche Arbeitnehmer beschäftigt wird (§ 39 Abs. 2 Satz
1) oder der Tatbestand des § 40 Abs. 1 oder 2 erfüllt ist.

§ 42 Verordnungsermächtigung und Weisungsrecht
(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung kann durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates Folgendes bestimmen:
1. Beschäftigungen, in denen eine Zustimmung der Bundesagentur  für Arbeit für die Be-
schäftigung eines Ausländers nicht erforderlich ist (§ 17 Satz 1, § 18 Abs. 2 Satz 1, § 19
Abs. 1),
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2. Berufsgruppen, bei denen nach Maßgabe des § 18 eine Beschäftigung ausländischer
Erwerbstätiger zugelassen werden kann, und erforderlichenfalls nähere Voraussetzungen für
deren Zulassung auf dem deutschen Arbeitsmarkt,
3. Ausnahmen für Angehörige bestimmter Staaten,
4. Tätigkeiten, die für die Durchführung dieses Gesetzes stets oder unter bestimmten Vor-
aussetzungen nicht als Beschäftigung anzusehen sind.
(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit kann durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates Folgendes bestimmen:
1. die Voraussetzungen und das Verfahren zur Erteilung der Zustimmung der Bundes-
agentur für Arbeit; dabei kann auch ein alternatives Verfahren zur Vorrangprüfung geregelt
werden,
2. Einzelheiten über die zeitliche, betriebliche, berufliche und regionale Beschränkung der
Zustimmung nach § 39 Abs. 4,
3. Ausnahmen, in denen eine Zustimmung abweichend von § 39 Abs. 2 erteilt werden
darf,
4. Beschäftigungen, für die eine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit nach § 4 Abs. 2
Satz 3 nicht erforderlich ist, 5. Fälle, in denen geduldeten Ausländern abweichend von § 4
Abs. 3 Satz 1 eine Beschäftigung erlaubt werden kann.
(3) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit kann der Bundesagentur für Arbeit zur
Durchführung der Bestimmungen dieses Gesetzes und der hierzu erlassenen Rechtsver-
ordnungen sowie der von den Europäischen Gemeinschaften erlassenen Bestimmungen
über den Zugang zum Arbeitsmarkt und der zwischenstaatlichen Vereinbarungen über die
Beschäftigung von Arbeitnehmern Weisungen erteilen.
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AufenthG - Deutschkurse nach Zuwanderungsgesetz

§ 8 Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis
(3) Verletzt ein Ausländer seine Verpflichtung nach § 44a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zur ord-
nungsgemäßen Teilnahme an einem Integrationskurs, so ist dies bei der Entscheidung Ent-
scheidung über die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis zu berücksichtigen. Besteht kein
Anspruch auf die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis, so kann die Verlängerung der Aufent-
haltserlaubnis abgelehnt werden. Bei den Entscheidungen nach den Sätzen 1 und 2 sind
die Dauer des rechtmäßigen Aufenthalts, schutzwürdige Bindungen des Ausländers an das
Bundesgebiet und die Folgen für die rechtmäßig im Bundesgebiet lebenden Familienan-
gehörigen des Ausländers zu berücksichtigen.

§ 43 Integrationskurs
(1) Die Integration von rechtmäßig auf Dauer im Bundesgebiet lebenden Ausländern in das
wirtschaftliche, kulturelle und gesellschaftliche Leben in der Bundesrepublik Deutschland
wird gefördert.
(3) Der Integrationskurs umfasst einen Basis- und einen Aufbausprachkurs von jeweils glei-
cher Dauer zur Erlangung ausreichender Sprachkenntnisse sowie einen Orientierungskurs
zur Vermittlung von Kenntnissen der Rechtsordnung, der Kultur und der Geschichte in
Deutschland. Die erfolgreiche Teilnahme wird durch eine vom Kursträger auszustellende
Bescheinigung über den erfolgreich abgelegten Abschlusstest nachgewiesen. Der Integra-
tionskurs wird vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge koordiniert und durchgeführt,
das sich hierzu privater oder öffentlicher Träger bedienen kann. Für die Teilnahme am In-
tegrationskurs sollen Kosten in angemessenem Umfang unter Berücksichtigung der Leis-
tungsfähigkeit erhoben werden. Zur Zahlung ist auch derjenige verpflichtet, der dem Aus-
länder zur Gewährung des Lebensunterhalts verpflichtet ist.
(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nähere Einzelheiten des Integrationskurses, ins-
besondere die Grundstruktur, die Dauer, die Lerninhalte und die Durchführung der Kurse,
die Vorgaben bezüglich der Auswahl und Zulassung der Kursträger sowie die Vorausset-
zungen und die Rahmenbedingungen für die Teilnahme und ihre Ordnungsmäßigkeit ein-
schließlich der Kostentragung sowie die erforderliche Datenübermittlung zwischen den be-
teiligten Stellen durch eine Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zu re-
geln.

§ 44 Berechtigung zur Teilnahme an einem Integrationskurs
(1) Einen Anspruch auf die einmalige Teilnahme an einem Integrationskurs hat ein Auslän-
der, der sich dauerhaft im Bundesgebiet aufhält, wenn er
1. erstmals eine Aufenthaltserlaubnis erhält
a) zu Erwerbszwecken (§§ 18, 21),
b) zum Zweck des Familiennachzugs (§§ 28, 29, 30, 32, 36),
c) aus humanitären Gründen nach § 25 Abs. 1 oder 2 oder
2. eine Niederlassungserlaubnis nach § 23 Abs. 2 erhält.
Von einem dauerhaften Aufenthalt ist in der Regel auszugehen, wenn der Ausländer eine
Aufenthaltserlaubnis von mehr als einem Jahr erhält oder seit über 18 Monaten eine Auf-
enthaltserlaubnis besitzt, es sei denn, der Aufenthalt ist vorübergehender Natur.
(2) Der Teilnahmeanspruch nach Absatz 1 erlischt zwei Jahre nach Erteilung des den An-
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spruch begründenden Aufenthaltstitels oder bei dessen Wegfall.
(3) Der Anspruch auf Teilnahme am Integrationskurs besteht nicht
1. bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die eine schulische Ausbildung auf-
nehmen oder ihre bisherige Schullaufbahn in der Bundesrepublik Deutschland fortsetzen,
2. bei erkennbar geringem Integrationsbedarf oder
3. wenn der Ausländer bereits über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache ver-
fügt.
Die Berechtigung zur Teilnahme am Orientierungskurs bleibt im Falle des Satzes 1 Nr. 3
hiervon unberührt.
 (4) Ein Ausländer, der einen Teilnahmeanspruch nicht oder nicht mehr besitzt, kann im
Rahmen verfügbarer Kursplätze zur Teilnahme zugelassen werden.

§ 44a Verpflichtung zur Teilnahme an einem Integrationskurs
(1) Ein Ausländer ist zur Teilnahme an einem Integrationskurs verpflichtet, wenn
1. er nach § 44 einen Anspruch auf Teilnahme hat und sich nicht auf einfache Art in deutscher
Sprache mündlich verständigen kann oder
2. die Ausländerbehörde ihn im Rahmen verfügbarer und zumutbar erreichbarer Kursplätze
zur Teilnahme am Integrationskurs auffordert und er
a) Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch bezieht und die die Leistung
bewilligende Stelle die Teilnahme angeregt hat oder
b) in besonderer Weise integrationsbedürftig ist.
In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 stellt die Ausländerbehörde bei der Ausstellung des Auf-
enthaltstitels fest, ob der Ausländer zur Teilnahme verpflichtet ist.
(2) Von der Teilnahmeverpflichtung ausgenommen sind Ausländer,
1. die sich im Bundesgebiet in einer beruflichen oder sonstigen Ausbildung befinden,
2. die die Teilnahme an vergleichbaren Bildungsangeboten im Bundesgebiet nachweisen
oder
3. deren Teilnahme auf Dauer unmöglich oder unzumutbar ist.
(3) Kommt ein Ausländer seiner Teilnahmepflicht aus von ihm zu vertretenden Gründen
nicht nach, so weist ihn die zuständige Ausländerbehörde vor der Verlängerung seiner Auf-
enthaltserlaubnis auf die Auswirkungen seiner Pflichtverletzung und der Nichtteilnahme am
Integrationskurs (§ 8 Abs. 3, § 9 Abs. 2 Nr. 7 und 8 dieses Gesetzes, § 10 Abs. 3 des
Staatsangehörigkeitsgesetzes) hin. Solange ein Ausländer seiner Teilnahmepflicht nach
Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht nachkommt,
kann die die Leistung bewilligende Stelle für die Zeit der Nichtteilnahme nach Hinweis der
Ausländerbehörde die Leistungen bis zu 10 vom Hundert kürzen. Bei Verletzung der Teil-
nahmepflicht kann der voraussichtliche Kostenbeitrag auch vorab in einer Summe durch
Gebührenbescheid erhoben werden.
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BAföG - Ausbildungsförderung

§ 8 Staatsangehörigkeit

(1) Ausbildungsförderung wird geleistet

1. Deutschen im Sinne des Grundgesetzes,

2. heimatlosen Ausländern im Sinne des Gesetzes über die Rechtsstellung heimatloser
Ausländer im Bundesgebiet in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 243-
1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
9. Juli 1990 (BGBl. I S. 1354),

3. Ausländern, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und als Asylberechtigte
nach dem Asylverfahrensgesetz anerkannt sind,

4. Ausländern, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und eine Niederlas-
sungserlaubnis nach § 23 Abs. 2 des AufenthG besitzen,und Flüchtlinge nach § 1 des Ge-
setzes über Maßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen aufgenommene Flücht-
linge vom 22. Juli 1980 (BGBl. I S. 1057), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
29. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2584) geändert worden ist, sind,

5. Ausländern, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und auf Grund des Ab-
kommens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II S.
559) oder nach dem Protokoll über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 31. Januar 1967
(BGBl. 1969 II S. 1293) außerhalb der Bundesrepublik Deutschland als Flüchtlinge aner-
kannt und im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nicht nur vorübergehend zum Auf-
enthalt berechtigt sind,

6. Ausländern, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und bei denen festge-
stellt ist, dass Abschiebungsschutz nach § 51 60 Abs. 1 des Ausländergesetzes Auf-
enthG besteht,

7. Ausländern, die ihren ständigen Wohnsitz im Inland haben, wenn ein Elternteil oder der
Ehegatte Deutscher im Sinne des Grundgesetzes ist,

8. Auszubildenden, denen nach dem Aufenthaltsgesetz/EWGFreizügigkeitsgesetz/EU als
Kindern Freizügigkeit gewährt wird, die danach als Kinder verbleibeberechtigt sind oder
denen danach als Kindern Freizügigkeit oder Verbleiberecht nur deshalb nicht zustehen,
weil sie 21 Jahre alt oder älter sind und von ihren Eltern oder ihrem Ehegatten keinen Unter-
halt erhalten,

9. Auszubildenden, die die Staatsangehörigkeit eines anderen EG-Mitgliedstaates der
Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum haben und im Inland vor Beginn der Ausbildung in einem Be-
schäftigungsverhältnis gestanden haben; zwischen der darin ausgeübten Tätigkeit und dem
Gegenstand der Ausbildung muß grundsätzlich ein inhaltlicher Zusammenhang bestehen.

(2) Anderen Ausländern wird Ausbildungsförderung geleistet, wenn

1. sie selbst vor Beginn des förderungsfähigen Teils des Ausbildungsabschnitts insgesamt
fünf Jahre sich im Inland aufgehalten haben und rechtmäßig erwerbstätig gewesen sind o-
der
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2. zumindest ein Elternteil während der letzten sechs Jahre vor Beginn des förderungsfähi-
gen Teils des Ausbildungsabschnitts sich insgesamt drei Jahre im Inland aufgehalten hat
und rechtmäßig erwerbstätig gewesen ist, im übrigen von dem Zeitpunkt an, in dem im
weiteren Verlauf des Ausbildungsabschnitts diese Voraussetzungen vorgelegen haben.
Die Voraussetzungen gelten auch für einen einzigen weiteren Ausbildungsabschnitt als er-
füllt, wenn der Auszubildende in dem vorhergehenden Ausbildungsabschnitt die Zugangs-
voraussetzungen erworben hat und danach unverzüglich den Ausbildungsabschnitt be-
ginnt. Von dem Erfordernis der Erwerbstätigkeit des Elternteils während der letzten sechs
Jahre kann abgesehen werden, wenn sie aus einem von ihm nicht zu vertretenden Grunde
nicht ausgeübt worden ist und er im Inland mindestens sechs Monate erwerbstätig gewe-
sen ist.

(3) Rechts- und Verwaltungsvorschriften, nach denen anderen Ausländern Ausbildungsför-
derung zu leisten ist, bleiben unberührt.
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SGB V - gesetzliche Krankenversicherung

§ 5 Versicherungspflicht

(1) Versicherungspflichtig sind

1. Arbeiter, Angestellte und zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte, die gegen Arbeitsent-
gelt beschäftigt sind,

2. Personen in der Zeit, für die sie Arbeitslosengeld oder Unterhaltsgeld nach dem Dritten
Buch beziehen .... (...),

2a. Personen in der Zeit, in der sie Arbeitslosengeld II nach dem Zweiten Buch beziehen,
....

5. Personen, die in Einrichtungen der Jugendhilfe für eine Erwerbstätigkeit befähigt werden
sollen,

9. Studenten, die an staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen eingeschrieben
sind, unabhängig davon, ob sie ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland
haben, wenn für sie auf Grund über- oder zwischenstaatlichen Rechts kein Anspruch auf
Sachleistungen besteht, bis zum Abschluß des vierzehnten Fachsemesters, längstens bis
zur Vollendung des dreißigsten Lebensjahres; Studenten nach Abschluß des vierzehnten
Fachsemesters oder nach Vollendung des dreißigsten Lebensjahres sind nur versiche-
rungspflichtig, wenn die Art der Ausbildung oder familiäre sowie persönliche Gründe, ins-
besondere der Erwerb der Zugangsvoraussetzungen in einer Ausbildungsstätte des
Zweiten Bildungswegs, die Überschreitung der Altersgrenze oder eine längere Fachstu-
dienzeit rechtfertigen,

§ 9 Freiwillige Versicherung

(1) Der Versicherung können beitreten

1. Personen, die als Mitglieder aus der Versicherungspflicht ausgeschieden sind und in den
letzten fünf Jahren vor dem Ausscheiden mindestens vierundzwanzig Monate oder unmit-
telbar vor dem Ausscheiden ununterbrochen mindestens zwölf Monate versichert waren ...

2. Personen, deren Versicherung nach § 10 erlischt ...

3. Personen, die erstmals eine Beschäftigung aufnehmen und nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 versi-
cherungsfrei sind ...

8. innerhalb von 6 Monaten ab dem 1.1.2005 Personen, die in der Vergangenheit laufen-
de Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem BSHG bezogen haben und davor zu kei-
nem Zeitpunkt gesetzlich oder privat krankenversichert waren.

 (2) Der Beitritt ist der Krankenkasse innerhalb von drei Monaten anzuzeigen ...

§ 10 Familienversicherung
(1) Versichert sind der Ehegatte, der Lebenspartner und die Kinder von Mitgliedern, wenn
diese Familienangehörigen
1. ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben,
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2. nicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, 2, 3 bis 8, 11 oder 12 oder nicht freiwillig versichert sind, ... 5.
kein Gesamteinkommen haben, das regelmäßig im Monat ein Siebtel der monatlichen Be-
zugsgröße nach § 18 des Vierten Buches überschreitet...

(2) Kinder sind versichert
1. bis zur Vollendung des achtzehnten Lebensjahres,
2. bis zur Vollendung des dreiundzwanzigsten Lebensjahres, wenn sie nicht erwerbstätig
sind,
3. bis zur Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres, wenn sie sich in Schul- oder
Berufsausbildung befinden ...
4. ohne Altersgrenze, wenn sie als behinderte Menschen (§ 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten
Buches) außerstande sind, sich selbst zu unterhalten; Voraussetzung ist, daß die Behinde-
rung zu einem Zeitpunkt vorlag, in dem das Kind nach Nummer 1, 2 oder 3 versichert war.

§ 60 SGB V - Fahrkosten
(1) Die Krankenkasse übernimmt nach den Absätzen 2 und 3 die Kosten für Fahrten ...,
wenn sie im Zusammenhang mit einer Leistung der Krankenkasse aus zwingenden medizi-
nischen Gründen notwendig sind. Welches Fahrzeug benutzt werden kann, richtet sich nach
der medizinischen Notwendigkeit im Einzelfall. Die Krankenkasse übernimmt Fahrkosten zu
einer ambulanten Behandlung unter Abzug des sich nach § 61 Satz 1 ergebenden Betra-
ges nur nach vorheriger Genehmigung in besonderen Ausnahmefällen, die der Gemein-
same Bundesausschuss in den Richtlinien nach § 92 ... festgelegt hat.
(2) Die Krankenkasse übernimmt die Fahrkosten in Höhe des sich nach § 61 Satz 1 erge-
benden Betrages je Fahrt übersteigenden Betrages
1. bei Leistungen, die stationär erbracht werden, dies gilt bei einer Verlegung in ein anderes
Krankenhaus nur, wenn die Verlegung aus zwingenden medizinischen Gründen erforderlich
ist, oder bei einer mit Einwilligung der Krankenkasse erfolgten Verlegung in ein wohnortna-
hes Krankenhaus,
2. bei Rettungsfahrten zum Krankenhaus auch dann, wenn eine stationäre Behandlung nicht
erforderlich ist,
3. bei anderen Fahrten von Versicherten, die während der Fahrt einer fachlichen Betreuung
oder der besonderen Einrichtungen eines Krankenkraftwagens bedürfen oder bei denen
dies auf Grund ihres Zustandes zu erwarten ist (Krankentransport),
4. bei Fahrten von Versicherten zu einer ambulanten Krankenbehandlung sowie zu einer
Behandlung nach § 115a oder § 115b, wenn dadurch eine an sich gebotene vollstationäre
oder teilstationäre Krankenhausbehandlung (§ 39) vermieden oder verkürzt wird oder diese
nicht ausführbar ist, wie bei einer stationären Krankenhausbehandlung.
Soweit Fahrten nach Satz 1 von Rettungsdiensten durchgeführt werden, zieht die Kranken-
kasse die Zuzahlung in Höhe des sich nach § 61 Satz 1 ergebenden Betrages je Fahrt von
dem Versicherten ein.
(3) Als Fahrkosten werden anerkannt
1. bei Benutzung eines öffentlichen Verkehrsmittels der Fahrpreis unter Ausschöpfen von
Fahrpreisermäßigungen,
2. bei Benutzung eines Taxis oder Mietwagens, wenn ein öffentliches Verkehrsmittel nicht
benutzt werden kann, der nach § 133 berechnungsfähige Betrag,
3. bei Benutzung eines Krankenkraftwagens oder Rettungsfahrzeugs, wenn ein öffentliches
Verkehrsmittel, ein Taxi oder ein Mietwagen nicht benutzt werden kann, der nach § 133
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berechnungsfähige Betrag,
4. bei Benutzung eines privaten Kraftfahrzeugs für jeden gefahrenen Kilometer den jeweils
auf Grund des Bundesreisekostengesetzes festgesetzten Höchstbetrag für Wegstrecken-
entschädigung, höchstens jedoch die Kosten, die bei Inanspruchnahme des nach Nummer
1 bis 3 erforderlichen Transportmittels entstanden wären.
(...)

§ 61 SGB V - Zuzahlungen
Zuzahlungen, die Versicherte zu leisten haben, betragen zehn vom Hundert des Abgabe-
preises, mindestens jedoch fünf Euro und höchstens zehn Euro; allerdings jeweils nicht
mehr als die Kosten des Mittels. Als Zuzahlungen zu stationären Maßnahmen werden je
Kalendertag 10 Euro erhoben. Bei Heilmitteln und häuslicher Krankenpflege beträgt die
Zuzahlung zehn vom Hundert der Kosten sowie 10 Euro je Verordnung. Geleistete Zu-
zahlungen sind von dem zum Einzug Verpflichteten gegenüber dem Versicherten zu quit-
tieren; ein Vergütungsanspruch hierfür besteht nicht.“

§ 62 SGB V - Belastungsgrenze
 (1) Versicherte haben während jedes Kalenderjahres nur Zuzahlungen bis zur Belastungs-
grenze zu leisten; wird die Belastungsgrenze bereits innerhalb eines Kalenderjahres er-
reicht, hat die Krankenkasse eine Bescheinigung darüber zu erteilen, dass für den Rest des
Kalenderjahres keine Zuzahlungen mehr zu leisten sind. Die Belastungsgrenze beträgt zwei
vom Hundert der jährlichen Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt; für chronisch Kranke, die
wegen derselben schwerwiegenden Krankheit in Dauerbehandlung sind, beträgt sie 1 vom
Hundert der jährlichen Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt. Die weitere Dauer der in Satz
2 genannten Behandlung ist der Krankenkasse jeweils spätestens nach Ablauf eines Ka-
lenderjahres nachzuweisen und vom Medizinischen Dienst der Krankenversicherung, soweit
erforderlich, zu prüfen. Das Nähere zur Definition einer schwerwiegenden chronischen Er-
krankung bestimmt der Gemeinsame Bundesausschuss in den Richtlinien nach § 92.
 (2) Bei der Ermittlung der Belastungsgrenzen nach Absatz 1 werden die Zuzahlungen und
die Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt der mit dem Versicherten im gemeinsamen
Haushalt lebenden Angehörigen des Versicherten und des Lebenspartners jeweils zu-
sammengerechnet. Hierbei sind die jährlichen Bruttoeinnahmen für den ersten in dem ge-
meinsamen Haushalt lebenden Angehörigen des Versicherten um 15 vom Hundert und für
jeden weiteren in dem gemeinsamen Haushalt lebenden Angehörigen des Versicherten
und des Lebenspartners um 10 vom Hundert der jährlichen Bezugsgröße nach § 18 des
Vierten Buches zu vermindern. Für jedes Kind des Versicherten und des Lebenspartners
sind die jährlichen Bruttoeinnahmen um den sich nach § 32 Abs. 6 Satz 1 und 2 des Ein-
kommensteuergesetzes ergebenden Betrag zu vermindern; die nach Satz 2 bei der Er-
mittlung der Belastungsgrenze vorgesehene Berücksichtigung entfällt. Zu den Einnahmen
zum Lebensunterhalt gehören nicht Grundrenten, die Beschädigte nach dem Bundesver-
sorgungsgesetz oder nach anderen Gesetzen in entsprechender Anwendung des Bun-
desversorgungsgesetzes erhalten, sowie Renten oder Beihilfen, die nach dem Bundes-
entschädigungsgesetz für Schäden an Körper und Gesundheit gezahlt werden, bis zur Hö-
he der vergleichbaren Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz. Abweichend von
den Sätzen 1 bis 3 ist bei Versicherten,
1. die Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz Zwölften Buch oder im
Rahmen der Kriegsopferfürsorge nach dem Bundesversorgungsgesetz oder nach anderen
Gesetzen in entsprechender Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes oder Leis-
tungen nach dem Gesetz über eine bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung erhalten,
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2. bei denen die Kosten der Unterbringung in einem Heim oder einer ähnlichen Einrichtung
von einem Träger der Sozialhilfe oder der Kriegsopferfürsorge getragen werden
sowie für den in § 264 genannten Personenkreis als Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt
für die gesamte Bedarfsgemeinschaft nur der Regelsatz des Haushaltsvorstands nach der
Verordnung zur Durchführung des § 22 des Bundessozialhilfegesetzes28 des Zwölften
Buches Sozialhgesetzbuch (Regelsatzverordnung) maßgeblich. Bei Versicherten, die
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch erhalten, ist ab-
weichend von den Sätzen 1 bis 3 als Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt für die ge-
samte Bedarfsgemeinschaft nur die Regelleistung nach § 20 Abs. 2 des Zweiten Buches
maßgeblich.
 (3) Die Krankenkasse stellt dem Versicherten eine Bescheinigung über die Befreiung nach
Absatz 1 aus. Diese darf keine Angaben über das Einkommen des Versicherten oder an-
derer zu berücksichtigender Personen enthalten.
 (4) Bei der Versorgung mit Zahnersatz finden § 61 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 bis 5 und § 62
Abs. 2a in der am 31. Dezember 2003 geltenden Fassung bis zum 31. Dezember 2004
weiter Anwendung.

§ 264 SGB V - Übernahme der Krankenbehandlung für nicht Versicherungspflich-
tige gegen Kostenerstattung

(1) Die Krankenkasse kann für Arbeits- und Erwerbslose, die nicht gesetzlich gegen Krank-
heit versichert sind, für andere Hilfeempfänger sowie für die vom Bundesministerium für
Gesundheit und Soziale Sicherung bezeichneten Personenkreise die Krankenbehandlung
übernehmen, sofern der Krankenkasse Ersatz der vollen Aufwendungen für den Einzelfall
sowie eines angemessenen Teils ihrer Verwaltungskosten gewährleistet wird.

(2) Die Krankenbehandlung von Empfängern laufender Leistungen zum Lebensunterhalt
nach Abschnitt 2, von Empfängern von Hilfe in besonderen Lebenslagen nach Abschnitt 3
des Bundessozialhilfegesetzes von Leistungen nach dem Dritten und Fünften bis Neunten
Kapitel des Zwölften Buches und von Empfängern laufender Leistungen nach § 2 des A-
sylbewerberleistungsgesetzes, die nicht versichert sind, wird von der Krankenkasse über-
nommen. Satz 1 gilt nicht für Empfänger, die voraussichtlich nicht mindestens einen Monat
ununterbrochen Hilfe zum Lebensunterhalt beziehen, Personen, die ausschließlich Leistun-
gen nach den §§ 14 und 17 des Bundessozialhilfegesetzes§§ 11 Abs. 5 Satz 3 und § 33
des Zwölften Buches beziehen sowie für die in § 119 des Bundessozialhilfegesetzes§ 24
des Zwölften Buches genannten Personen.

(3) Die in Absatz 2 Satz 1 genannten Empfänger haben unverzüglich eine Krankenkasse
im Bereich des für die Hilfe zuständigen Sozialhilfeträgers Trägers der Sozialhilfe zu wählen,
die ihre Krankenbehandlung übernimmt. Leben mehrere Empfänger in häuslicher Gemein-
schaft, wird das Wahlrecht vom Haushaltsvorstand für sich und für die Familienangehörigen
ausgeübt, die bei Versicherungspflicht des Haushaltsvorstands nach § 10 versichert wären.
Wird das Wahlrecht nach den Sätzen 1 und 2 nicht ausgeübt, gelten § 28i des Vierten Bu-
ches und § 175 Abs. 3 Satz 2 entsprechend.

(4) Für die in Absatz 2 Satz 1 genannten Empfänger gelten § 11 Abs. 1 sowie die §§ 61
und 62 entsprechend. Sie erhalten eine Krankenversichertenkarte nach § 291. Als Versi-
chertenstatus nach § 291 Abs. 2 Nr. 7 gilt für Empfänger bis zur Vollendung des 65. Le-
bensjahres die Statusbezeichnung „Mitglied“, für Empfänger nach Vollendung des 65. Le-
bensjahres die Statusbezeichnung „Rentner“. Empfänger, die das 65. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, in häuslicher Gemeinschaft leben und nicht Haushaltsvorstand sind,
erhalten die Statusbezeichnung „Familienversicherte“.

(5) Wenn Empfänger nicht mehr bedürftig im Sinne des Bundessozialhilfegesetzes
Zwölften Buches sind, meldet der Träger der Sozialhilfe Sozialhilfeträger diese bei der je-
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weiligen Krankenkasse ab. Bei der Abmeldung hat der Träger der Sozialhilfe Sozialhilfeträ-
ger die Krankenversichertenkarte vom Empfänger einzuziehen und an die Krankenkasse zu
übermitteln. Aufwendungen, die der Krankenkasse nach Abmeldung durch eine miss-
bräuchliche Verwendung der Karte entstehen, hat der Sozialhilfeträger zu erstatten. Satz 3
gilt nicht in den Fällen, in denen die Krankenkasse auf Grund gesetzlicher Vorschriften oder
vertraglicher Vereinbarungen verpflichtet ist, ihre Leistungspflicht vor der Inanspruchnahme
der Leistung zu prüfen.

(6) Bei der Bemessung der Vergütungen nach § 85 oder § 85a ist die vertragsärztliche
Versorgung der Empfänger zu berücksichtigen. Werden die Gesamtvergütungen nach §
85 nach Kopfpauschalen berechnet, gelten die Empfänger als Mitglieder. Leben mehrere
Empfänger in häuslicher Gemeinschaft, gilt abweichend von Satz 2 nur der Haushaltsvor-
stand nach Absatz 3 als Mitglied; die vertragsärztliche Versorgung der Familienangehöri-
gen, die nach § 10 versichert wären, wird durch die für den Haushaltsvorstand zu zahlende
Kopfpauschale vergütet.

(7) Die Aufwendungen, die den Krankenkassen durch die Übernahme der Krankenbe-
handlung nach den Absätzen 2 bis 6 entstehen, werden ihnen von den für die Hilfe zustän-
digen Trägern der Sozialhilfe Sozialhilfeträgern vierteljährlich erstattet. Als angemessene
Verwaltungskosten einschließlich Personalaufwand für den Personenkreis nach Absatz 2
werden bis zu 5 vom Hundert der abgerechneten Leistungsaufwendungen festgelegt.
Wenn Anhaltspunkte für eine unwirtschaftliche Leistungserbringung oder -gewährung vor-
liegen, kann der zuständige Träger der Sozialhilfe Sozialhilfeträger von der jeweiligen Kran-
kenkasse verlangen, die Angemessenheit der Aufwendungen zu prüfen und nachzuwei-
sen.“
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SGB VIII - Kinder- und Jugendhilfe
§ 6 Geltungsbereich
(1) Leistungen nach diesem Buch werden jungen Menschen, Müttern, Vätern und Perso-
nensorgeberechtigten von Kindern und Jugendlichen gewährt, die ihren tatsächlichen Auf-
enthalt im Inland haben. Für die Erfüllung anderer Aufgaben gilt Satz 1 entsprechend.
(2) Ausländer können Leistungen nach diesem Buch nur beanspruchen, wenn sie rechtmä-
ßig oder aufgrund einer ausländerrechtlichen Duldung ihren gewöhnlichen Aufenthalt im In-
land haben.
(3) Deutschen können Leistungen nach diesem Buch auch gewährt werden, wenn sie ihren
Aufenthalt im Ausland haben und soweit sie nicht Hilfe vom Aufenthaltsland erhalten.
(4) Regelungen des über- und zwischenstaatlichen Rechts bleiben unberührt.

§ 24 Ausgestaltung des Förderungsangebots in Tageseinrichtungen
Ein Kind hat vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt Anspruch auf den
Besuch eines Kindergartens. Für Kinder im Alter unter drei Jahren und für Kinder im schul-
pflichtigen Alter sind nach Bedarf Plätze in Tageseinrichtungen vorzuhalten. Die Träger der
öffentlichen Jugendhilfe haben darauf hinzuwirken, daß ein bedarfsgerechtes Angebot an
Ganztagsplätzen zur Verfügung steht. Solange ein bedarfsgerechtes Angebot in Ta-
geseinrichtungen nach Satz 2 und 3 noch nicht zur Verfügung steht, sind die Plätze vorran-
gig für Kinder, deren Erziehungsberechtigte erwerbstätig, arbeits- oder beschäftigungssu-
chend sind, zur Verfügung zu stellen.

§ 30 Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer
Der Erziehungsbeistand und der Betreuungshelfer sollen das Kind oder den Jugendlichen
bei der Bewältigung von Entwicklungsproblemen möglichst unter Einbeziehung des sozi-
alen Umfelds unterstützen und unter Erhaltung des Lebensbezugs zur Familie seine Ver-
selbständigung fördern.

§ 31 Sozialpädagogische Familienhilfe
Sozialpädagogische Familienhilfe soll durch intensive Betreuung und Begleitung Familien in
ihren Erziehungsaufgaben, bei der Bewältigung von Alltagsproblemen, der Lösung von
Konflikten und Krisen sowie im Kontakt mit Ämtern und Institutionen unterstützen und Hilfe
zur Selbsthilfe geben. Sie ist in der Regel auf längere Dauer angelegt und erfordert die
Mitarbeit der Familie.

§ 32 Erziehung in einer Tagesgruppe
Hilfe zur Erziehung in einer Tagesgruppe soll die Entwicklung des Kindes oder des Ju-
gendlichen durch soziales Lernen in der Gruppe, Begleitung der schulischen Förderung und
Elternarbeit unterstützen und dadurch den Verbleib des Kindes oder des Jugendlichen in
seiner Familie sichern. Die Hilfe kann auch in geeigneten Formen der Familienpflege ge-
leistet werden.

§ 33 Vollzeitpflege
Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege soll entsprechend dem Alter und Entwicklungsstand
des Kindes oder des Jugendlichen und seinen persönlichen Bindungen sowie den Mög-
lichkeiten der Verbesserung der Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie Kindern
und Jugendlichen in einer anderen Familie eine zeitlich befristete Erziehungshilfe oder eine
auf Dauer angelegte Lebensform bieten. Für besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder
und Jugendliche sind geeignete Formen der Familienpflege zu schaffen und auszubauen.

§ 34 Heimerziehung, sonstige betreute Wohnform
Hilfe zur Erziehung in einer Einrichtung über Tag und Nacht (Heimerziehung) oder in einer
sonstigen betreuten Wohnform soll Kinder und Jugendliche durch eine Verbindung von
Alltagserleben mit pädagogischen und therapeutischen Angeboten in ihrer Entwicklung för-
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dern. Sie soll entsprechend dem Alter und Entwicklungsstand des Kindes oder des Ju-
gendlichen sowie den Möglichkeiten der Verbesserung der Erziehungsbedingungen in der
Herkunftsfamilie
1. eine Rückkehr in die Familie zu erreichen versuchen oder
2. die Erziehung in einer anderen Familie vorbereiten oder
3. eine auf längere Zeit angelegte Lebensform bieten und auf ein selbständiges Leben
vorbereiten.
Jugendliche sollen in Fragen der Ausbildung und Beschäftigung sowie der allgemeinen
Lebensführung beraten und unterstützt werden.

§ 35 Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung
Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung soll Jugendlichen gewährt werden, die einer
intensiven Unterstützung zur sozialen Integration und zu einer eigenverantwortlichen Le-
bensführung bedürfen. Die Hilfe ist in der Regel auf längere Zeit angelegt und soll den indi-
viduellen Bedürfnissen des Jugendlichen Rechnung tragen.

§ 35a Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche
 (1) Kinder oder Jugendliche haben Anspruch auf Eingliederungshilfe, wenn
1. ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem
für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht, und
2. daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist oder eine solche Be-
einträchtigung zu erwarten ist.
(2) Die Hilfe wird nach dem Bedarf im Einzelfall
1. in ambulanter Form,
2. in Tageseinrichtungen für Kinder oder in anderen teilstationären Einrichtungen,
3. durch geeignete Pflegepersonen und
4. in Einrichtungen über Tag und Nacht sowie sonstigen Wohnformen geleistet.

§ 39 Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder des Jugendlichen
 (1) Wird Hilfe nach den §§ 32 bis 35 oder nach § 35a Abs. 2 Nr. 2 bis 4 gewährt, so ist
auch der notwendige Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen außerhalb des Elternhauses
sicherzustellen. Er umfaßt auch die Kosten der Erziehung.

§ 40 Krankenhilfe
Wird Hilfe nach den §§ 33 bis 35 oder nach § 35a Abs. 2 Nr. 3 oder 4 gewährt, so ist auch
Krankenhilfe zu leisten; für den Umfang der Hilfe gelten die §§ 36, 36a, 36b und 37 des
Bundessozialhilfegesetzes §§ 47 bis 52 des Zwölften Buches entsprechend. Das Ju-
gendamt kann in geeigneten Fällen die Beiträge für eine freiwillige Krankenversicherung ü-
bernehmen, soweit sie angemessen sind.

§ 42 Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen
 (1) Inobhutnahme eines Kindes der eines Jugendlichen ist die vorläufige Unterbringung
des Kindes oder des Jugendlichen bei
1. einer geeigneten Person oder
2. in einer Einrichtung oder
3. in einer sonstigen betreuten Wohnform.
Während der Inobhutnahme sind der notwendige Unterhalt des Kindes oder des Jugendli-
chen und die Krankenhilfe sicherzustellen. ...
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SGB IX - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen
§ 2 Behinderung
 (1) Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seeli-
sche Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das
Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in der Ge-
sellschaft beeinträchtigt ist. Sie sind von Behinderung bedroht, wenn die Beeinträchtigung
zu erwarten ist.
 (2) Menschen sind im Sinne des Teils 2 schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad der
Behinderung von wenigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt oder ihre Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz im Sinne des § 73 rechtmäßig im
Geltungsbereich dieses Gesetzbuches haben.
 (3) Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden sollen behinderte Menschen mit
einem Grad der Behinderung von weniger als 50, aber wenigstens 30, bei denen die übri-
gen Voraussetzungen des Absatzes 2 vorliegen, wenn sie infolge ihrer Behinderung ohne
die Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz im Sinne des § 73 nicht erlangen oder
nicht behalten können (gleichgestellte behinderte Menschen).

OEG - Gewaltopferentschädigung
§ 1 Anspruch auf Versorgung
(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes oder auf einem deutschen Schiff oder Luft-
fahrzeug infolge eines vorsätzlichen, rechtswidrigen tätlichen Angriffs gegen seine oder eine
andere Person oder durch dessen rechtmäßige Abwehr eine gesundheitliche Schädigung
erlitten hat, erhält wegen der gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen auf Antrag Ver-
sorgung in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Bundesversorgungsgeset-
zes. Die Anwendung dieser Vorschrift wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß der Angrei-
fer in der irrtümlichen Annahme von Voraussetzungen eines Rechtfertigungsgrunds gehan-
delt hat.    (...)

(4) Ausländer haben einen Anspruch auf Versorgung,
1. wenn sie Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaften
sind oder
2. soweit Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, die eine Gleichbehandlung
mit Deutschen erforderlich machen, auf sie anwendbar sind oder
3. wenn die Gegenseitigkeit gewährleistet ist.

(5) Sonstige Ausländer, die sich rechtmäßig nicht nur für einen vorübergehenden Aufenthalt
von längstens sechs Monaten im Bundesgebiet aufhalten, erhalten Versorgung nach fol-
genden Maßgaben:
1. Leistungen wie Deutsche erhalten Ausländer, die sich seit mindestens drei Jahren unun-
terbrochen rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten;
2. ausschließlich einkommensunabhängige Leistungen erhalten Ausländer, die sich ununter-
brochen rechtmäßig noch nicht drei Jahre im Bundesgebiet aufhalten.
Rechtmäßiger Aufenthalt im Sinne dieses Gesetzes ist auch ein aus humanitären Gründen
oder aus erheblichem öffentlichen Interesse geduldeter Aufenthalt. Die in Anlage I Kapitel
VIII Sachgebiet K Abschnitt III Nr. 18 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990
(BGBl. 1990 II S. 885, 1069) genannten Maßgaben gelten entsprechend für Ausländer,
die eine Schädigung im Beitrittsgebiet erleiden, es sei denn, sie haben ihren Wohnsitz,
ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder ständigen Aufenthalt in dem Gebiet, in dem dieses
Gesetz schon vor dem Beitritt gegolten hat.
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(6) Versorgung wie die in Absatz 5 Nr. 2 genannten Ausländer erhalten auch ausländische
Geschädigte, die sich rechtmäßig für einen vorübergehenden Aufenthalt von längstens
sechs Monaten im Bundesgebiet aufhalten,
1. wenn sie mit einem Deutschen oder einem Ausländer, der zu den in Absatz 4 oder 5
bezeichneten Personen gehört, verheiratet oder in gerader Linie verwandt sind oder
2. wenn sie Staatsangehörige eines Vertragsstaates des Europäischen Übereinkommens
vom 24. November 1983 über die Entschädigung für Opfer von Gewalttaten sind, soweit
dieser keine Vorbehalte zum Übereinkommen erklärt hat.

(7) Wenn ein Ausländer, der nach Absatz 5 oder 6 anspruchsberechtigt ist,
1. ausgewiesen oder abgeschoben wird oder
2. das Bundesgebiet verlassen hat und seine Aufenthaltsgenehmigung erloschen ist oder
3. ausgereist und nicht innerhalb von sechs Monaten erlaubt wieder eingereist ist,
erhält er für jedes begonnene Jahr seines ununterbrochen rechtmäßigen Aufenthalts im
Bundesgebiet eine Abfindung in Höhe des Dreifachen, insgesamt jedoch mindestens in
Höhe des Zehnfachen, höchstens in Höhe des Dreißigfachen der monatlichen Grundrente.
Dies gilt nicht, wenn er aus einem der in § 46 Nr. 1 bis 4 oder § 47 des Ausländergesetzes
genannten Gründe ausgewiesen wird. Mit dem Entstehen des Anspruchs auf die Abfin-
dung nach Satz 1 oder mit der Ausweisung nach Satz 2 erlöschen sämtliche sich aus den
Absätzen 5 und 6 ergebenden weiteren Ansprüche; entsprechendes gilt für Ausländer, bei
denen die Schädigung nicht zu einer rentenberechtigenden Minderung der Erwerbsfähigkeit
geführt hat. Die Sätze 1 und 3 gelten auch für heimatlose Ausländer sowie für sonstige
Ausländer, die im Bundesgebiet die Rechtsstellung nach dem Abkommen vom 28. Juli
1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II S. 559) oder nach dem Ü-
bereinkommen vom 28. September 1954 über die Rechtsstellung der Staatenlosen
(BGBl. 1976 II S. 473) genießen, wenn die Tat nach dem 27. Juli 1993 begangen worden
ist. Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend auch für Hinterbliebene, die sich nicht im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes aufhalten.     ( ... )

§ 10b Härteausgleich
Soweit sich im Einzelfall aus der Anwendung des § 1 Abs. 5 und 6 eine besondere Härte
ergibt, kann mit Zustimmung der obersten Landesbehörde im Benehmen mit dem Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung ein Härteausgleich als einmalige Leistung bis
zur Höhe des Zwanzigfachen der monatlichen Grundrente entsprechend einer Minderung
der Erwerbsfähigkeit um 70 vom Hundert, bei Hinterbliebenen bis zur Höhe des Zehnfa-
chen der Hinterbliebenengrundrente einer Witwe gewährt werden. Das gilt für einen Ge-
schädigten nur dann, wenn er durch die Schädigung schwerbeschädigt ist.

Zuwanderungsgesetz Artikel 10
Änderungen sonstiger sozial- und leistungsrechtlicher Gesetze
11. § 1 des Opferentschädigungsgesetzes ... wird wie folgt geändert:
1. Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Ein rechtmäßiger Aufenthalt im Sinne dieses Gesetzes ist auch gegeben, wenn die Ab-
schiebung aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen oder aufgrund erheblicher öffentlicher
Interessen ausgesetzt ist.“ 2. Absatz 7 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 Nr. 2 wird das Wort „Aufenthaltsgenehmigung“ durch das Wort „Aufenthaltstitel“
ersetzt.
b) In Satz 2 wird die Angabe „§ 46 Nr. 1 bis 4 oder § 47 des Ausländergesetzes“ durch
die Angabe „den §§ 53, 54 oder 55 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 des Aufenthaltsgesetzes“ ersetzt.
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EStG - Kindergeld

§ 62 Anspruchsberechtigte
 (1) Für Kinder im Sinne des § 63 hat Anspruch auf Kindergeld nach diesem Gesetz, wer
1. im Inland einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat oder
2. ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland
a) nach § 1 Abs. 2 unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ist oder
b) nach § 1 Abs. 3 als unbeschränkt einkommensteuerpflichtig behandelt wird.
 (2) Ein Ausländer hat nur Anspruch auf Kindergeld, wenn er im Besitz einer Aufenthalts-
berechtigung oder Aufenthaltserlaubnis ist. Ein ausländischer Arbeitnehmer, der zur vorü-
bergehenden Dienstleistung in das Inland entsandt ist, hat keinen Anspruch auf Kindergeld;
sein Ehegatte hat Anspruch auf Kindergeld, wenn er im Besitz einer Aufenthaltsberechti-
gung oder Aufenthaltserlaubnis ist und in einem Versicherungspflichtverhältnis zur Bundes-
agentur  für Arbeit nach § 24 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch steht oder versiche-
rungsfrei nach § 28 Nr. 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch ist.

Zuwanderungsgesetz Artikel 11
Änderungen sonstiger Gesetze

17. Das Einkommensteuergesetz ... wird wie folgt geändert:
...
2. § 62 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Ein Ausländer erhält Kindergeld nur, wenn er im Besitz
1. einer Niederlassungserlaubnis,
2. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der Erwerbstätigkeit,
3. einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 und 2, den §§ 31, 37, 38 des Aufenthalts-
gesetzes oder
4. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke des Familiennachzugs zu einem Deutschen oder
zu einer von den Nummern 1 bis 3 erfassten Person ist. Ein Saisonarbeitnehmer, ein
Werkvertragsarbeitnehmer und ein Arbeitnehmer, der zur vorübergehenden Dienstleistung
nach Deutschland entsandt ist, erhält kein Kindergeld.“

Abgabenordnung
§ 169 Festsetzungsfrist
 (1) Eine Steuerfestsetzung sowie ihre Aufhebung oder Änderung sind nicht mehr zulässig,
wenn die Festsetzungsfrist abgelaufen ist. ...
 (2) Die Festsetzungsfrist beträgt:
1. ein Jahr für Zölle, Verbrauchsteuern, Zollvergütungen und Verbrauchsteuervergütungen,
2. vier Jahre für die nicht in Nummer 1 genannten Steuern und Steuervergütungen.

 § 170 Beginn der Festsetzungsfrist
 (1) Die Festsetzungsfrist beginnt mit Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Steuer entstan-
den ist oder eine bedingt entstandene Steuer unbedingt geworden ist. ...



- 41 -

BKGG - Kinderzuschlag (neu)
§ 6a Kinderzuschlag

-      neu eingeführt durch Artikel 46         Hartz IV, gilt ab 01.01.2005      -
 (1) Personen erhalten nach diesem Gesetz für in ihrem Haushalt lebende Kinder, die noch
nicht das 18. Lebensjahr vollendet haben, einen Kinderzuschlag, wenn
1. sie für diese Kinder nach diesem Gesetz oder nach dem X. Abschnitt des Einkom-
mensteuergesetzes Anspruch auf Kindergeld oder Anspruch auf andere Leistungen im
Sinne von § 4 haben,
2. sie mit Ausnahme des Wohngeldes über Einkommen oder Vermögen im Sinne der §§
11, 12 des Zweiten BuchesSozialgesetzbuch mindestens in Höhe des nach Absatz 4
Satz 1 für sie maßgebenden Betrages und höchstens in Höhe der Summe aus diesem
Betrag und dem Gesamtkinderzuschlag nach Absatz 2 verfügen und
3. durch den Kinderzuschlag Hilfebedürftigkeit nach § 9 des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch vermieden wird.
 (2) Der Kinderzuschlag beträgt für jedes zu berücksichtigende Kind bis zu 140 Euro monat-
lich. Die Summe der Kinderzuschläge bildet den Gesamtkinderzuschlag. Der Gesamtkin-
derzuschlag wird längstens für insgesamt 36 Monate gezahlt.
 (3) Der Kinderzuschlag mindert sich um das nach den §§ 11 und 12 des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch mit Ausnahme des Wohngeldes zu berücksichtigende Einkommen und
Vermögen des Kindes. Hierbei bleibt das Kindergeld außer Betracht.
 (4) Der Kinderzuschlag wird, soweit die Voraussetzungen des Absatzes 3 nicht vorliegen,
in voller Höhe gezahlt, wenn das nach den §§ 11 und 12 des Zweiten Buches Sozialge-
setzbuch mit Ausnahme des Wohngeldes zu berücksichtigende elterliche Einkommen oder
Vermögen einem Betrag in Höhe des ohne Berücksichtigung von Kindern jeweils maßge-
benden Arbeitslosengeldes II nach § 19 Satz 1 Nr. 1 des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch oder des Sozialgeldes nach § 28 Abs. 1 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
entspricht. Dazu sind die Kosten für Unterkunft und Heizung in dem Verhältnis aufzuteilen,
das sich aus den im jeweils letzten Bericht der Bundesregierung über die Höhe des Exis-
tenzminimums von Erwachsenen und Kindern festgestellten entsprechenden Kosten für
Alleinstehende, Ehepartner und Kinder ergibt. Der Kinderzuschlag wird außer in den in Ab-
satz 3 genannten Fällen auch dann stufenweise gemindert, wenn das nach den §§ 11 und
12 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch mit Ausnahme des Wohngeldes zu berücksich-
tigende elterliche Einkommen oder Vermögen den in Satz 1 genannten jeweils maßge-
benden Betrag übersteig. Als elterliches Einkommen oder Vermögen gilt dabei dasjenige
des mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebenden allein erziehenden Elternteils, Ehe-
paares oder als eingetragene Lebenspartner oder in einer eheähnlichen Gemeinschaft zu-
sammenlebenden Paares. Soweit das zu berücksichtigende elterliche Einkommen nicht nur
aus Erwerbseinkünften besteht, ist davon auszugehen, dass die Überschreitung des in
Satz 1 genannten jeweils maßgebenden Betrages durch die Erwerbseinkünfte verursacht
wird, wenn nicht die Summe der anderen Einkommensteile oder des Vermögens für sich
genommen diesen maßgebenden Betrag übersteigt. Für je 10 Euro, um die die monatli-
chen Erwerbseinkünfte den maßgebenden Betrag übersteigen, wird der Kinderzuschlag
um 7 Euro monatlich gemindert. Anderes Einkommen sowie Vermögen mindern den Kin-
derzuschlag in voller Höhe. Kommt die Minderung des für mehrere Kinder zu zahlenden
Kinderzuschlags in Betracht, wird sie beim Gesamtkinderzuschlag vorgenommen.
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BErzGG - Erziehungsgeld
§ 1 Berechtigte

(1) Anspruch auf Erziehungsgeld hat, wer

1. einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat,

2. mit einem Kind, für das ihm die Personensorge zusteht, in einem Haushalt lebt,

3. dieses Kind selbst betreut und erzieht und

4. keine oder keine volle Erwerbstätigkeit ausübt.

Die Anspruchsvoraussetzungen müssen bei Beginn des Leistungszeitraums vorliegen.
Abweichend von Satz 2, § 1594, § 1600d und §§ 1626a bis 1626e des Bürgerlichen
Gesetzbuches können im Einzelfall nach billigem Ermessen die Tatsachen der Vaterschaft
und der elterlichen Sorgeerklärung des Anspruchsberechtigten auch schon vor dem Zeit-
punkt ihrer Rechtswirksamkeit berücksichtigt werden.
...

(6) Ein Ausländer mit der Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Uni-
on oder eines der Vertragsstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EU-/EWR-Bürger)
erhält nach Maßgabe der Absätze 1 bis 5 Erziehungsgeld. Ein anderer Ausländer ist
anspruchsberechtigt, wenn

1. er eine Aufenthaltsberechtigung oder Aufenthaltserlaubnis besitzt,

2. er unanfechtbar als Asylberechtigter anerkannt ist oder

3. das Vorliegen der Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 des Ausländergesetzes unan-
fechtbar festgestellt worden ist.

Maßgebend ist der Monat, in dem die Voraussetzungen des Satzes 2 eintreten. Im Fall
der Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis oder der Erteilung einer Aufenthaltsberechti-
gung wird Erziehungsgeld rückwirkend (§ 4 Abs. 2 Satz 3) bewilligt, wenn der Aufenthalt
nach § 69 Abs. 3 des Ausländergesetzes als erlaubt gegolten hat.

(7) Anspruchsberechtigt ist unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2 bis 4 auch,
wer als

1. EU-/EWR-Bürger mit dem Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums (anderen EU-/EWR-Gebiet) oder

2. Grenzgänger aus einem sonstigen, unmittelbar an Deutschland angrenzenden Staat in
Deutschland in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis steht oder ein Ar-
beitsverhältnis mit einer mehr als geringfügigen Beschäftigung hat. ... Der in einem anderen
EU-/EWRGebiet wohnende  Ehegatte des in Satz 1 genannten EU-/EWR-Bürgers ist
anspruchsberechtigt, wenn er die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2 bis 4 sowie die
in den Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 niedergelegten Voraussetzun-
gen erfüllt. Im Übrigen gelten § 3 und § 8 Abs. 3.

(9) Kein Erziehungsgeld erhält, wer im Rahmen seines im Ausland bestehenden Beschäf-
tigungsverhältnisses vorübergehend nach Deutschland entsandt ist und ... nicht dem deut-
schen Sozialversicherungsrecht unterliegt. ....
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Zuwanderungsgesetz Artikel 10
Änderungen sonstiger sozial- und leistungsrechtlicher Gesetze
4. § 1 des Bundeserziehungsgeldgesetzes ... wird wie folgt geändert:
1. Absatz 6 wird wie folgt geändert:
a) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Ein anderer Ausländer ist anspruchsberechtigt, wenn er im Besitz
1. einer Niederlassungserlaubnis,
2. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der Erwerbstätigkeit,
3. einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 und 2, den §§ 31, 37, 38 des Aufenthalts-
gesetzes oder
4. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke des Familiennachzugs zu einem Deutschen oder
zu einer von den Nummern 1 bis 3 erfassten Person ist.“
b) Satz 4 wird gestrichen.
2. In Absatz 9 Satz 1 werden nach dem Wort „wer“ die Wörter „Saisonarbeitnehmer oder
Werkvertragsarbeitnehmer ist oder“ eingefügt.
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UhVorschG - Unterhaltsvorschussgesetz
§ 1 Berechtigte
(1) Anspruch auf Unterhaltsvorschuss oder -ausfalleistung nach diesem Gesetz (Unterhalts-
leistung) hat, wer
1. das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat,
2. im Geltungsbereich dieses Gesetzes bei einem seiner Elternteile lebt, der ledig, ver-
witwet oder geschieden ist oder von seinem Ehegatten dauernd getrennt lebt, und
3. nicht oder nicht regelmäßig   a) Unterhalt von dem anderen Elternteil
.... erhält.

(2a) Ein Ausländer hat einen Anspruch nach diesem Gesetz nur, wenn er oder der in Ab-
satz 1 Nr. 2 bezeichnete Elternteil im Besitz einer Aufenthaltsberechtigung oder Aufent-
haltserlaubnis ist.

 Der Anspruch auf Unterhaltsvorschussleistung beginnt mit dem Ausstellungsdatum der
Aufenthaltsberechtigung oder der Aufenthaltserlaubnis. Abweichend von Satz 1 besteht
der Anspruch für Angehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum mit
Beginn des Aufenthaltsrechts. Auch bei Besitz einer Aufenthaltserlaubnis hat ein Ausländer
keinen Anspruch auf Unterhaltsleistung nach diesem Gesetz, wenn der in Absatz 1 Nr. 2
bezeichnete Elternteil als Arbeitnehmer von seinem im Ausland ansässigen Arbeitgeber
zur vorübergehenden Dienstleistung in den Geltungsbereich des Gesetzes entsandt ist.

Zuwanderungsgesetz Artikel 10
Änderungen sonstiger sozial- und leistungsrechtlicher Gesetze
1. § 1 Abs. 2a des Unterhaltsvorschussgesetzes ...wird wie folgt gefasst:
„(2a) Ein Ausländer hat einen Anspruch nach diesem Gesetz nur, wenn er oder der in Ab-
satz 1 Nr. 2 bezeichnete Elternteil im Besitz
1. einer Niederlassungserlaubnis,
2. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der Erwerbstätigkeit,
3. einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 und 2, den §§ 31, 37, 38 des Aufenthalts-
gesetzes oder
4. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke des Familiennachzugs zu einem Deutschen oder
zu einer von den Nummern 1 bis 3 erfassten Person ist.
Abweichend von Satz 1 besteht der Anspruch für Angehörige eines Mitgliedstaates der
Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum mit Beginn des Aufenthaltsrechts. Auch bei Besitz einer Auf-
enthaltserlaubnis hat ein Ausländer keinen Anspruch auf Unterhaltsleistung nach diesem
Gesetz, wenn der in Absatz 1 Nr. 2 bezeichnete Elternteil ein Saisonarbeitnehmer, ein
Werkvertragsarbeitnehmer oder ein Arbeitnehmer ist, der zur vorübergehenden Dienst-
leistung nach Deutschland entsandt ist.“


